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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte 

(Achtes Änderungsgesetz GAL — 8. ÄndG — GAL) 

— Drucksache 8/1250 — 


A. Problem 

Die soziale Sicherung der jüngeren Hinterbliebenen landwirt- 
schaftlicher Unternehmer, der Flußfischer, Seenfischer und Imker 
sowie der Arbeitnehmer und mitarbeitenden Familienangehö- 
rigen in der Land- und Forstwirtschaft ist noch nicht allseits 
zufriedenstellend geregelt. 
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B. Lösung 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat daher mit den 
Stimmen der Fraktionen der SPD und FDP beschlossen, die 
soziale Absicherung der jüngeren hinterbliebenen Ehegatten 
landwirtschaftlicher Unternehmer in der Altershilfe für Land- 
wirte zu verbessern, die Flußfischer, Seenfischer, Imker und 
die älteren mitarbeitenden Familienangehörigen in der Land- 
und Forstwirtschaft auf Kosten der Solidargemeinschaft in die 
Altershilfe für Landwirte einzubeziehen sowie die Ausgleichs- 
leistungen für ältere Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirt- 
schaft anzuheben. 

Die Empfänger von Hinterbliebenengeld und von Waisengeld 
als Vollwaisen sowie die Fluß- und Seenfischer und die Imker 
werden in die Krankenversicherung der Landwirte einbezogen. 
Die wichtigsten Verbesserungen für jüngere hinterbliebene 
Ehegatten sind: 

— Gestellung der für die Weiterbewirtschaftung des Hofes 
notwendigen Fachkräfte unabhängig vom Vorhandensein 
eines Kindes sowie Zahlung einer Übergangshilfe bis zur 
Vollendung des 16. Lebensjahres eines im Haushalt des 
Hinterbliebenen lebenden waisengeldberechtigten Kindes 
unter Berücksichtigung der sozialen Situation des einzelnen 

— Zahlung eines Hinterbliebenengeldes bei Hofabgabe, wenn 
wegen Kindererziehung (bis zum 16. Lebensjahr des Kindes) 
oder vorgerückten Alters (Vollendung des 45. Lebensjahres) 
eine ausreichende Erwerbstätigkeit nicht erwartet werden 
kann. 

Bei unterschiedlichen Stimmenverhältnissen zu den einzelnen 
Vorschriften hat der Ausschuß das Gesetz im ganzen mit Mehr- 
heit angenommen. 


C. Alternative 

Ein Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU im Deutschen 
Bundestag (Drucksache 8/1250), der von den Koalitionsfrak- 
tionen im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung abgelehnt 
wurde, sieht ein Witwen- oder Witwergeld für den Fall der 
Kindererziehung oder des vorgerückten Alters ohne Abgabe 
des landwirtschaftlichen Unternehmens vor. 
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D. Kosten 

Die Aufwendungen betragen 

a) in der Altershilfe für Landwirte (in Millionen DM) 


davon 

tragen der Bund: 
die Beitragszahler: 

b) in der Krankenversicherung der Landwirte (in Millionen DM) 


1980 

1981 

1982 

1983 

4,7 

10,3 

10,9 

11,6 


Diesen Mehraufwand trägt der Bund. 

c) wegen der Erhöhung der Ausgleichsleistungen nach dem 
Gesetz über die Errichtung einer Zusatzversorgungskasse 
für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft (in Mil- 
lionen DM) 

1980 1981 1982 1983 

6 6 5,6 5,2 

Diesen Mehraufwand trägt der Bund. 


1980 

1981 

1982 

1983 

23,6 

52,1 

56,2 

60,8 

8,3 

17,3 

18,4 

19,5 

15,3 

34,8 

37,8 

41,3 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Verbesserung und Ergänzung sozialer Maßnahmen in der Landwirtschaft 
(Zweites Agrarsoziales Ergänzungsgesetz — 2. ASEG) — Drucksache 
8/2844 — in der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung 
anzunehmen; 

2. den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte (Achtes Änderungsgesetz GAL — 8. ÄndG — GAL) — Drucksache 
8/1250 — abzulehnen; 

3. die zu den Gesetzentwürfen eingegangenen Eingaben und Petitionen für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 22. Mai 1980 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Rappe (Hildesheim) Horstmeier 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Verbesserung und Ergänzung sozialer 

Maßnahmen in der Landwirtschaft 

(Zweites Agrarsoziales Ergänzungsgesetz — 2. ASEG — ) 

— Drucksache 8/2844 — 


mit den Beschlüssen des Ausschusses 
(11. Ausschuß) 

Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Verbesserung 
und Ergänzung sozialer Maßnahmen in der Land- 
wirtschaft (Zweites Agrarsoziales Ergänzungsgesetz 
— 2. ASEG — ) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Achtes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Septem- 
ber 1965 (BGBl. I S. 1448), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 §12 des Gesetzes vom 25. Juli 1978 
(BGBL I S. 1089), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Leistungen nach diesem Gesetz erhal- 
ten landwirtschaftliche Unternehmer, ehe- 
malige landwirtschaftliche Unternehmer, de- 
ren Ehegatten und Hinterbliebene." 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a 
eingefügt: 

„(3 a) Als landwirtschaftliche Unterneh- 
mer im Sinne dieses Gesetzes gelten auch die 
Unternehmer der Seen- und Flußfischerei so- 
wie der Imkerei, deren Unternehmen unab- 
hängig vom jeweiligen Unternehmer eine 
Existenzgrundlage bildet. Absatz 3 Satz 2 
gilt entsprechend." 

c) In Absatz 4 werden in Satz 1 nach dem 
Wort „Existenzgrundlage" die Worte „im 
Sinne des Absatzes 3" eingefügt und die 
Worte „der Einheitswert oder der Arbeits- 
bedarf" durch die Worte „der Wirtschafts- 
wert, der Flächenwert oder der Arbeitsbe- 
darf" ersetzt; Satz 2 wird Absatz 7. 

d) Die Absätze 4 a und 5 werden durch die fol- 
genden Absätze 5 und 6 ersetzt: 


für Arbeit und Sozialordnung 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Verbesserung 
und Ergänzung sozialer Maßnahmen in der Land- 
wirtschaft (Zweites Agrarsoziales Ergänzungsgesetz 
— 2. ASEG — ) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
Artikel 1 

Achtes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Septem- 
ber 1965 (BGBl. I S. 1448), zuletzt geändert durch 

Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Juli 1979 (BGBl. I 
S. 1189), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) Die Absätze 4 a und 5 werden durch die fol- 
genden Absätze 5 und 6 ersetzt: 
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„(5) Wirtschaftswert im Sinne des Absat- 
zes 4 ist der durch die Finanzbehörden nach 
den Vorschriften des Bewertungsgesetzes er- 
mittelte und im Einheitswertbescheid für das 
land- und forstwirtschaftliche Vermögen 
festgesetzte Wirtschaftswert. Zugepachtete 
Flächen oder land- und forstwirtschaftlich 
genutzte Flächen, die nach § 69 des Bewer- 
tungsgesetzes zum Grundvermögen gehören, 
sind mit dem durchschnittlichen Hektarwert 
der entsprechenden Nutzung der Eigentums- 
fläche zu bewerten; ihr Wert ist dem Wirt- 
schaftswert hinzuzurechnen. Verpachtete 
oder nachhaltig nicht genutzte Flächen sind 
mit dem Hektarwert der entsprechenden 
Nutzung zu bewerten; ihr Wert ist von dem 
Wirtschaftswert abzuziehen. Ist der gesamte 
Betrieb gepachtet, ist der für den Verpäch- 
ter maßgebende Wirtschaftswert anzusetzen. 
Ist der Wirts chaftswert des Unternehmens 
oder von Teilen des Unternehmens nicht zu 
ermitteln, ist vom Flächenwert (Absatz 6) 
auszugehen. Der Ertragswert für Nebenbe- 
triebe bleibt außer Ansatz. 

(6) Der Flächenwert der landwirtschaft- 
lichen Nutzung wird durch Vervielfältigung 
des durchschnittlichen Hektarwertes dieser 
Nutzung in dem Gemeindeteil, in dem die 
Flächen gelegen sind, mit der Größe der im 
Unternehmen genutzten Flächen (Eigentums- 
und Pachtflächen) gebildet. Der durchschnitt- 
liche Hektarwert der landwirtschaftlichen 
Nutzung errechnet sich aus der Summe der 
von den Finanzbehörden für den Gemeinde- 
teil nach den Vorschriften des Bewertungs- 
gesetzes ermittelten Vergleichswerte, geteilt 
durch die Gesamtfläche der in dem Gemein- 
deteil gelegenen landwirtschaftlichen Nut- 
zung. Ist der durchschnittliche Hektarwert für 
den Gemeindeteil nicht zu ermitteln, ist der 
durchschnittliche Hektarwert der Gemeinde 
der Berechnung des Flächenwertes zu Grunde 
zu legen. Als Hektarwert für die forstwirt- 
schaftliche Nutzung sind 150 Deutsche Mark 
und für Geringstland 50 Deutsche Mark an- 
zusetzen. Als Flächenwert für die landwirt- 
schaftlichen Nutzungsteile Hopfen und Spar- 
gel, die weinbauliche Nutzung, die gärtne- 
rische Nutzung, die Teichwirtschaft, die 
Fischzucht und die Saatzucht gilt der durch 
die Finanzbehörden nach den Vorschriften 
des Bewertungsgesetzes ermittelte Ver- 
gleichswert; Absatz 5 Sätze 2 und 3 gilt ent- 
sprechend. Ist der Vergleichswert nicht zu er- 
mitteln, richtet sich der Flächenwert nach den 
örtlichen oder bezirklichen Gegebenheiten." 

e) Folgender Absatz 8 wird angefügt: 

„(8) Eine Existenzgrundlage im Sinne des 
Absatzes 3 a ist insbesondere gegeben, wenn 
bei Unternehmen der Seen- und Flußfische- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
„(5) unverändert 


(6) Der Flächenwert der landwirtschaft- 
lichen Nutzung wird durch Vervielfältigung 
des durchschnittlichen Hektarwertes dieser 
Nutzung in dem Gemeindeteil, in dem die 
Flächen gelegen sind, mit der Größe der im 
Unternehmen genutzten Flächen (Eigentums- 
und Pachtflächen) gebildet. Der durchschnitt- 
liche Hektarwert der landwirtschaftlichen 
Nutzung errechnet sich aus der Summe der 
von den Finanzbehörden für den Gemeinde- 
teil nach den Vorschriften des Bewertungs- 
gesetzes ermittelten Vergleichswerte, geteilt 
durch die Gesamtfläche der in dem Gemein- 
deteil gelegenen landwirtschaftlichen Nut- 
zung. Ist der durchschnittliche Hektarwert für 
den Gemeindeteil nicht zu ermitteln, ist der 
durchschnittliche Hektarwert der Gemeinde 
der Berechnung des Flächenwertes zu Grunde 
zu legen. Als Hektarwert für die forstwirt- 
schaftliche Nutzung sind 100 Deutsche Mark 
und für Geringstland 50 Deutsche Mark an- 
zusetzen. Als Flächenwert für die landwirt- 
’ schaftlichen Nutzungsteile Hopfen und Spar- 
gel, die weinbauliche Nutzung, die gärtne- 
rische Nutzung, die Teichwirtschaft, die 
Fischzucht und die Saatzucht gilt der durch 
die Finanzbehörden nach den Vorschriften 
des Bewertungsgesetzes ermittelte Ver- 
gleichswert; Absatz 5 Sätze 2 und 3 gilt ent- 
sprechend. Ist der Vergleichswert nicht zu er- 
mitteln, richtet sich der Flächenwert nach den 
örtlichen oder bezirklichen Gegebenheiten." 

e) unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

rei der Arbeitsbedarf von jährlich 120 Ar- 
beitstagen und bei Unternehmen der Imke- 
rei eine Anzahl von 100 Bienenvölkern nicht 
unterschritten werden." 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird folgender Satz 3 einge- 
fügt: 

„Im Falle des § 1 Abs. 3 a ist die Voraus- 
setzung des Absatzes 1 Buchstabe c nur er- 
füllt, wenn der Unternehmer der Seen- und 
Flußfischerei mit seinem Unternehmen das 
Fischerei ausübungsrecht aufgibt und der Un- 
ternehmer der Imkerei sein Unternehmen 
aufgibt, übereignet oder die Nutzung für 
einen Zeitraum von mindestens neun Jahren 
nach Vollendung seines 65. Lebensjahres 
schriftlich unbeschadet weitergehender ge- 
setzlicher Formvorschriften übertragen hat." 

b) In Absatz 7 wird das Wort „Einheitswert" 
durch die Worte „Wirtschaftswert, der Flä- 
chenwert" ersetzt und folgender Satz ange- 
fügt: „Sätze 1 und 2 gelten für Unterneh- 
men der Seen- und Flußfischerei sowie der 
Imkerei entsprechend. " 

c) In Absatz 8 wird „Satz 2" durch „Sätze 2 
und 3" ersetzt. 

3. In § 2 a Abs. 1 Satz 3 wird das Wort „Einheits- 
wert" durch die Worte „Wirtschaftswert, der 
Flächen wert" ersetzt’. 

4. Nach § 3 a wird folgender § 3 b eingefügt: 

„§3b 

(1) Hinterbliebenengeld erhalten Witwen 
und Witwer landwirtschaftlicher Unternehmer, 
wenn 

a) das Unternehmen im Sinne des § 2 Abs. 3 
abgegeben wurde, 

b) sie selbst nicht landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer im Sinne des § 1 sind, 

c) der verstorbene Ehegatte den Unterhalt sei- 
ner Familie überwiegend bestritten hatte, 

d) im Haushalt der Witwe oder des Witwers 
mindestens ein waisengeldberechtigtes Kind 
oder Pflegekind (§ 3 a) lebt, das das 15. Le- 
bensjahr noch nicht vollendet hat oder das 
infolge körperlicher oder geistiger Gebre- 
chen außerstande ist, sich selbst zu unter- 
halten, 

. e) das Arbeitsentgelt oder das Arbeitseinkom- 
men der Witwe oder des Witwers durch- 
schnittlich im Monat den in § 1265 a Abs. 1 
Satz 1 der Reichs versicherungs Ordnung ge- 
nannten Betrag nicht überschreitet und 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. Nach § 3 a wird folgender § 3 b eingefügt: 

„§ 3b 

(1) Hinterbliebenengeld erhalten Witwen 

und Witwer landwirtschaftlicher Unternehmer, 

wenn 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) der hinterbliebene Ehegatte den Unterhalt 
seiner Familie nicht überwiegend bestritten 
hatte, 

d) im Haushalt der Witwe oder des Witwers 
mindestens ein waisengeldberechtigtes Kind 
oder Pflegekind (§ 3 a) lebt, das das 16 . Le- 
bensjahr noch nicht vollendet hat oder das 
infolge körperlicher oder geistiger Gebre- 
chen außerstande ist, sich selbst zu unter- 
halten, 

e) unverändert 
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Entwurf 

f) der verstorbene Unternehmer mindestens bis 
zur Vollendung des 60. Lebensjahres oder 
bis zu seinem Tode, mit Ausnahme der Zei- 
ten des Bezuges eines vorzeitigen Alters- 
geldes, und für mindestens 60 Kalender- 
monate Beiträge an die landwirtschaftliche 
Alterskasse entrichtet hat; auf die 60 Ka- 
lendermonate werden auch Beiträge ange- 
rechnet, die die Witwe oder der Witwer als 
landwirtschaftlicher Unternehmer innerhalb 
von 18 Monaten nach dem Tode des Unter- 
nehmers entrichtet hat. 

(2) Hinterbliebenengeld erhalten Witwen und 
Witwer landwirtschaftlicher Unternehmer unter 
den Voraussetzungen des Absatzes 1 Buchsta- 
ben a bis c und f auch dann, wenn sie 

a) das 45. Lebensjahr vollendet haben und 

b) keine Beschäftigung oder selbständige Tä- 
tigkeit gegen ein Arbeitsentgelt oder ein Ar- 
beitseinkommen ausüben, das den in § 1265 a 
Abs. 1 Satz 1 der Reichsversicherungsord- 
nung genannten Betrag überschreitet und 
eine solche Beschäftigung oder selbständige 
Tätigkeit unter Berücksichtigung der persön- 
lichen Verhältnisse der Witwe oder des Wit- 
wers nicht erwartet werden kann. 

Besteht begründete Aussicht, daß sich die in 
Buchstabe b genannten Voraussetzungen in ab- 
sehbarer Zeit ändern, ist das Hinterbliebenen- 
geld nur auf Zeit und für längstens drei Jahre 
von der Bewilligung an zu gewähren; es kann 
wiederholt auf Zeit gewährt werden. 

(3) Für die Zeit des Bezuges von Altersgeld 
oder vorzeitigem Altersgeld wird Hinterblie- 
benengeld nicht gewährt. 

(4) Bei einer Abgabe nach § 2 Abs. 3 Sätze 2 
und 3 tritt an die Stelle des 65. Lebensjahres der 
Tag der Abgabe." 

5. Die Überschrift vor § 4 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Höhe der laufenden Geldleistungen" 

6. § 4 wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
f) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) unverändert 

5. unverändert 

6. § 4 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: a) unverändert 

„(1) Das Altersgeld und das vorzeitige 
Altersgeld betragen für den verheirateten 
Berechtigten vom 1. Januar 1980 an 432,70 
Deutsche Mark und vom 1. Januar 1981 an 
450,10 Deutsche Mark sowie für den unver- 
heirateten Berechtigten vom 1. Januar 1980 
an 288,70 Deutsche Mark und vom 1. Januar 
1981 an 300,30 Deutsche Mark monatlich. Das 
Hinterbliebenengeld und die Übergangshilfe 
werden in Höhe des Altersgeldes für einen 
unverheirateten Berechtigten gewährt. Zum 
1. Januar eines jeden folgenden Jahres ver- 
ändert sich die Höhe der laufenden Geldlei- 
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. stungen durch Gesetz um den Vomhundert- 
satz, um den die Renten aus der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter nach § 1272 Abs. 1 
der Reichsversicherungsordnung jeweils ver- 
ändert werden. Die Altersgelder und Hinter- 
bliebenengelder erhöhen sich für je zwölf 
Kalendermonate an Beiträgen zur landwirt- 
schaftlichen Alterskasse, die über die Zahl 
180 hinaus und für Zeiten vor Vollendung 
des 65. Lebensjahres entrichtet worden sind, 
um drei vom Hundert. Für das Altersgeld 
nach § 3 Abs. 1 und 2 werden bei Anwen- 
dung des Satzes 4 die Beiträge des land- 
wirtschaftlichen Unternehmers und die Bei- 
träge, die die Witwe oder der Witwer 
nach dem Tode des Unternehmers entrichtet 
hat, zusammengerechnet; das gleiche gilt für 
das Hinterbliebenengeld, soweit die von der 
Witwe oder dem Witwer nach dem Tode des 
Unternehmers entrichteten Beiträge nach 
§ 3b Abs. 1 Buchstabe f angerechnet werden." 

b) Absatz 1 a erhält folgende Fassung: 

„(1 a) Die laufende Geldleistung beträgt 
die Hälfte des nach Absatz 1 festzustellen- 
4 den Betrages, wenn das Unternehmen im 
Sinne des § 2 a Abs. 2 abgegeben wurde." 

c) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Alters- 
geldes" die Worte „oder vorzeitigen Alters- 
geldes" und nach dem Wort „Altersgeld" 
die Worte „oder vorzeitige Altersgeld" ein- 
gefügt. 

d) In Absatz 3 werden nach den Worten „auf 
Altersgeld" die Worte „oder vorzeitiges Al- 
tersgeld" und am Ende die Worte „oder 
vorzeitige Altersgeld" eingefügt. 

e) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Treffen mehrere Ansprüche auf lau- 
fende Geldleistungen in einer Person zusam- 
men, so wird nur eine laufende Geldleistung 
gewährt." 

f) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Bezieht der Empfänger eines vor- 
zeitigen Altersgeldes, Hinterbliebenengeldes 
oder einer Übergangshilfe zugleich eine 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung oder der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung oder Versorgungsbezüge nach beam- 
tenrechtlichen Vorschriften oder Grundsät- 
zen, wird die laufende Geldleistung um den 
Betrag dieser Bezüge, jedoch höchstens um 
ein Viertel, gekürzt. Dies gilt nicht bei Be- 
zug von vorzeitigem Altersgeld für die Zeit 
nach Vollendung des 65. Lebensjahres, wenn 
vor Beginn des vorzeitigen Altersgeldes für 
mindestens 180 Kalendermonate Beiträge zu 
einer landwirtschaftlichen Alterskasse ent- 
richtet sind. Empfänger eines vorzeitigen 
Altersgeldes erhalten unter den Vorausset- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) unverändert 


e) unverändert 


f) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Bezieht der Empfänger eines vor- 
zeitigen Altersgeldes oder Hinterbliebenen- 
geldes zugleich eine Rente aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung oder der gesetz- 
lichen Unfallversicherung oder Versorgungs- 
bezüge nach beamtenrechtlichen Vorschrif- 
ten oder Grundsätzen, wird die laufende 
Geldleistung um den Betrag dieser Bezüge, 
jedoch höchstens um ein Viertel, gekürzt. 
Dies gilt nicht bei Bezug von vorzeitigem Al- 
tersgeld für die Zeit nach Vollendung des 
65. Lebensjahres, wenn vor Beginn des vor- 
zeitigen Altersgeldes für mindestens 180 Ka- 
lendermonate Beiträge zu einer landwirt- 
schaftlichen Alterskasse entrichtet sind. 
Empfänger eines vorzeitigen Altersgeldes er- 
halten unter den Voraussetzungen des § 2 
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zungen des § 2 Abs. 1 Altersgeld. Vollendet 
die Empfängerin eines vorzeitigen Alters- 
geldes nach § 3 Abs. 2 oder eines Hinter- 
bliebenengeldes das 60. Lebensjahr oder 
vollendet der Empfänger eines vorzeitigen 
Altersgeldes nach § 3 Abs. 2 oder eines Hin- 
terbliebenengeldes das 65. Lebensjahr und 
liegen die Voraussetzungen des § 3 Abs. 3 
vor, erhalten sie anstelle des vorzeitigen 
Altersgeldes oder des Hinterbliebenengeldes 
Altersgeld. " 

g) In Absatz 6 werden das Wort „Altersgeld" 
durch die Worte „eine laufende Geldlei- 
stung" und die Worte „das Altersgeld" 
durch die Worte „die laufende Geldleistung" 
ersetzt. 

h) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Al- 
tersgeld" die Worte „oder vorzeitiges 
Altersgeld" eingefügt und die Worte 
„Sätze 1 bis 3" durch die Worte „Sätze 
1, 3 und 4" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Al- 
tersgeldes" die Worte „oder vorzeiti- 
gen Altersgeldes" eingefügt und die 
Worte „Sätze 1 und 2" durch die Worte 
„Sätze 1 und 3" ersetzt. 

cc) In Satz 3 werden jeweils nach dem Wort 
„Altersgeldes" die Worte „oder vorzei- 
gen Altersgeldes" eingefügt. 

i) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden jeweils nach dem 
Wort „Altersgeldes" die Worte „oder 
vorzeitigen Altersgeldes" und nach dem 
Wort „Altersgeld" die Worte „oder vor^ 
zeitige Altersgeld" eingefügt und die 
Worte „Sätze 1 bis 3" durch die Worte 
„Sätze 1, 3 und 4" ersetzt. 

bb) In Satz 4 werden nach dem Wort „Al- 
tersgeldes" die Worte „oder vorzeiti- 
gen Altersgeldes" eingefügt. 

7. In § 4 a wird Satz 2 gestrichen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Abs. 1 Altersgeld. Vollendet die Empfän- 
gerin eines vorzeitigen Altersgeldes nach 
§ 3 Abs. 2 oder eines Hinterbliebenengeldes 
das 60. Lebensjahr oder vollendet der Emp- 
fänger eines vorzeitigen Altersgeldes nach 
§ 3 Abs. 2 oder eines Hinterbliebenengeldes 
das 65. Lebensjahr und liegen die Voraus- 
setzungen des § 3 Abs. 3 vor, erhalten sie 
anstelle des vorzeitigen Altersgeldes oder 
des Hinterbliebenengeldes Altersgeld." 

g) unverändert 


h) unverändert 


i) u n v e rändert 


7. unverändert 

7a. In § 6 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2 a 
eingefügt: 

„(2 a) Keine Leistungen nach Absatz 1 und 2 
erhält, wer 

a) in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhält- 
nis oder 


b) in einem Arbeitsverhältnis 

mit Anspruch auf Versorgung nach beamten- 
rechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen steht 
oder 

c) Versorgungsbezüge aus einem öffentlich- 
rechtlichen Dienstverhältnis oder aus einem 
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Entwurf 


8. Nach § 7 wird folgender § 8 eingefügt: 

-5 8 

(1) Witwen und Witwer beitragspflichtiger 
landwirtschaftlicher Unternehmer erhalten in- 
nerhalb von zwei Jahren nach dem Tode des 
Ehegatten zur Aufrechterhaltung des landwirt- 
schaftlichen Unternehmens für insgesamt zwölf 
Monate Betriebs- oder Haushaltshilfe, wenn 

a) sie das Unternehmen des Verstorbenen als 
beitragspflichtiger landwirtschaftlicher Un- 
ternehmer im Sinne des § 1 weiterführen, 

b) im Haushalt der Witwe oder des Witwers 
mindestens ein waisengeldberechtigtes Kind 
oder Pflegekind (§ 3 a) lebt, das das 15. Le- 
bensjahr noch nicht vollendet hat oder das 
infolge körperlicher oder geistiger Gebre- 
chen außerstande ist, sich selbst zu unterhal- 
ten und 

c) die Hilfe zur Aufrechterhaltung des land- 
wirtschaftlichen Unternehmens erforderlich 
ist. 

Die Betriebs- oder Haushaltshilfe wird nach 
Maßgabe des § 7 Abs. 4 gewährt. 

(2) In der Satzung der landwirtschaftlichen 

Alterskasse ist vorzusehen, daß sich der Lei- 
stungsberechtigte nach Ablauf von sechs Mo- 
naten der Inanspruchnahme von Betriebs- oder 
Haushaltshilfe an den entstehenden Aufwen- 
dungen beteiligt (Selbstbeteiligung). Die Höhe 
der Selbstbeteiligung richtet sich nach der Er- 
tragskraft des Unternehmens und der Dauer der 
Inanspruchnahme der Leistung; sie darf 50 vom 
Hundert der entstehenden Aufwendungen nicht 
überschreiten. - 

(3) In der Satzung der landwirtschaftlichen 
Alterskasse kann ferner vorgesehen werden, 
daß 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Arbeits Verhältnis mit Anspruch auf Versor- 
gung nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
oder Grundsätzen erhält." 

7b. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden nach der Zahl 
„6" ein Komma gesetzt, die Worte „sowie 
§ 1241 g" durch die Worte „§§ 1241 g und 
1242" ersetzt, nach dem Wort „entspre- 
chend" der Punkt durch ein Semikolon er- 
setzt und folgender Halbsatz angefügt: „Lei- 
stungen in bar für Aufwendungen zur Si- 
cherung des Lebensunterhalts und des Le- 
bensbedarfs werden nicht erbracht." 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Sie kann Betriebs- oder Haushaltshilfe wäh- 
rend einer stationären Heilbehandlung auch 
erbringen, wenn eine Maßnahme nach § 6 
Abs. 2 a ausgeschlossen ist." 

8. Nach § 7 wird folgender § 8 eingefügt: 

.§ 8 

(1) Witwen und Witwer beitragspflichtiger 
landwirtschaftlicher Unternehmer erhalten in- 
nerhalb von zwei Jahren nach dem Tode des 
Ehegatten zur Aufrechterhaltung des landwirt- 
schaftlichen Unternehmens für insgesamt zwölf 
Monate Betriebs- oder Haushaltshilfe, wenn 

a) sie das Unternehmen des Verstorbenen als 
beitragspflichtiger landwirtschaftlicher Un- 
ternehmer im Sinne des § 1 weiterführen und 

Buchstabe b entfällt 


b) die Hilfe zur Aufrechterhaltung des land- 
wirtschaftlichen Unternehmens erforderlich 
ist. 

Die Betriebs- oder Haushaltshilfe wird nach 
Maßgabe des § 7 Abs. 4 gewährt. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

a) die Betriebs- oder Haushaltshilfe über den 
in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitraum hin- 
aus, längstens jedoch für 24 Monate nach 
dem Tode des Ehegatten geleistet wird, 

b) von der Gestellung einer Betriebs- oder 
Haushaltshilfe abgesehen werden kann, 
wenn in dem Unternehmen Arbeitnehmer 
oder mitarbeitende Familienangehörige stän- 
dig beschäftigt werdep." 


9. Nach § 9 wird folgender § 9 a eingefügt: 

»5 9a 

(1) Ubergangshilfe erhalten Witwen und Wit- 
wer landwirtschaftlicher Unternehmer für die 
Dauer des auf den Sterbemonat folgenden 
Jahres, wenn 


a) sie das Unternehmen des Verstorbenen als 
beitragspflichtiger landwirtschaftlicher Un- 
ternehmer im Sinne des § 1 weiterführen, 

b) im Haushalt der Witwe oder des Witwers 
mindestens ein waisengeldberechtigtes Kind 
oder Pflegekind (§ 3 a) lebt, das das 15. Le- 
bensjahr noch nicht vollendet hat oder das 
infolge körperlicher oder geistiger Gebre- 
chen außerstande ist, sich selbst zu unter- 
halten und 


c) der verstorbene Unternehmer mindestens bis 
zur Vollendung des 60. Lebensjahres oder 
bis zu seinem Tode, mit Ausnahme der Zei- 
ten des Bezuges eines vorzeitigen Altersgel- 
des, und für mindestens 60 Kalendermonate 
Beiträge an die landwirtschaftliche Alters- 
kasse entrichtet hat. 


8a. § 9 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 6 Abs. 2 a und § 7 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 5 
finden entsprechende Anwendung." 

9. Nach § 9 wird folgender § 9 a eingefügt: 

»§ 9 a 

(1) Übergangshilfe erhalten Witwen und 
Witwer landwirtschaftlicher Unternehmer läng- 
stens bis zum Ablauf des Monats, der der Voll- 
endung des 60. Lebensjahres der Witwe oder 
des 65. Lebensjahres des Witwers vorausgeht, 
wenn 

a) unverändert 


b) im Haushalt der Witwe oder des Witwers 
mindestens ein waisengeldberechtigtes 
Kind oder Pflegekind (§ 3 a) lebt, das das 16. 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 


c) der Wirtschaftswert des Unternehmens 
25 000 Deutsche Mark nicht überschreitet, 

d) das Arbeitsentgelt oder das Arbeitseinkom- 
men der Witwe oder des Witwers durch- 
schnittlich im Monat den in § 1265 a Abs. 1 
Satz 1 der Reichsversicherungsordnung ge- 
nannten Betrag nicht überschreitet, 

e) Renten aus der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung, der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung, einer berufsständischen Versiche- 
rungs- oder Versorgungseinrichtung, einer 
Einrichtung der betrieblichen oder überbe- 
trieblichen Alters?- und Hinterbliebenenver- 
sorgung oder Versorgungsbezüge nach be- 
amtenrechtlichen Vorschriften oder Grund- 
sätzen, die die Witwe oder der Witwer er- 
halten, ein Viertel der monatlichen Be- 
zugsgröße nicht überschreiten und 

f) der verstorbene Unternehmer mindestens 
bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres oder 
bis zu seinem Tode, mit Ausnahme der Zei- 
ten des Bezuges eines vorzeitigen Altersgel- 
des, und für mindestens 60 Kalendermonate 
Beiträge an die landwirtschaftliche Alters- 
kasse entrichtet hat. 
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Entwurf 

(2) übergangshilfe wird auch gewährt, wenn 

a) das Unternehmen im Sinne des § 2 Abs. 3 
abgegeben wurde und 

b) die Witwe oder der Witwer selbst nicht 
landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne 
des § 1 ist. 

Absatz 1 Buchstabe c gilt. Für die Zeit des Be- 
zuges von Altersgeld, vorzeitigem Altersgeld 
oder Hinterbliebenengeld wird Übergangshilfe 
nicht gewährt. Bei einer Abgabe nach § 2 
Abs. 3 Sätze 2 und 3 tritt' an die Stelle des 
65. Lebensjahres der Tag der Abgabe ." 


10. Die Überschrift vor § 10 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Allgemeine Vorschriften über die laufenden 
Geldleistungen" 

11. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Altersgeld 
und Waisengeld" durch die Worte „die lau- 
fenden Geldleistungen" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Das Alters- 
geld und das Waisengeld" durch die 
Worte „Die laufende Geldleistung" er- 
setzt. 

bb) In Satz 2 werden nach den Worten „das 
Altersgeld" die Worte das vorzeitige 
Altersgeld" eingefügt. 

c) In Absatz 3 werden die Zahlen „1281, 1288, 
1289," und „1299,“ gestrichen. 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die laufenden Geldleistungen der 
Witwe, des Witwers oder des früheren Ehe- 
gatten fallen mit Ablauf des Monats weg, 
in dem der Leistungsberechtigte wieder hei- 
ratet. Das Hinterbliebenengeld und die 
Übergangshilfe fallen außerdem mit Ablauf 
des Monats weg, in dem die Voraussetzun- 
gen für ihre Gewährung weggefallen sind; 
das gleiche gilt für das Waisengeld." 

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Al- 
tersgeld" die Worte vorzeitiges Al- 
tersgeld und Hinterbliebenengeld" ein- 
gefügt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Altersgeld- 
anspruch" durch die Worte „Anspruch 
auf eine laufende Geldleistung" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Arbeitseinkommen nach Absatz 1 Buch- 
stabe d umfaßt Gewinne aus Land- und Forst- 
wirtschaft nur insoweit, als sie nach § 4 Abs. 1 
oder Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes er- 
mittelt werden. Kinderzulagen aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung oder Kinderzuschüsse 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung wer- 
den nach Absatz 1 Buchstabe e insoweit be- 
rücksichtigt, als sie das Kindergeld nach dem 
Bundeskindergeldgesetz überschreiten. 

(3) Für die Dauer des auf den Sterbemonat 
des Unternehmers folgenden Jahres gilt Ab- 
satz 1 ohne die Buchstaben d und e. 

(4) Neben der Gestellung von Betriebs- oder 
Haushaltshilfe wird Ubergangshilfe nicht ge- 
zahlt." 

10. unverändert 


11. § 10 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


Buchstabe c entfällt 


d) unverändert 


e) unverändert 
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Entwurf 

f) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Übernimmt ein Empfänger von Al- 
tersgeld, vorzeitigem Altersgeld, Hinterblie- 
benengeld oder Übergangshilfe nach § 9 a 
Abs . 2 ein oder mehrere landwirtschaftliche 
Unternehmen oder Unternehmensteile, deren 
Wirtschaftswert, Flächenwert oder Arbeits- 
bedarf allein oder zusammen mit demjeni- 
gen etwa zurückbehaltener Unternehmens- 
teile 25 vom Hundert der nach § 1 Abs. 4 
festzusetzenden Mindesthöhe überschreitet 
oder wird er Mituntemehmer eines landwirt- 
schaftlichen Unternehmens, Gesellschafter 
einer Personenhandelsgesellschaft oder Mit- 
glied einer juristischen Person, die ein land- 
wirtschaftlidhes Unternehmen betreibt, ruht 
der Anspruch auf die Geldleistung vom Be- 
ginn des folgenden Monats an. Das gleiche 
gilt, wenn ein Leistungsempfänger im Sinne 
des Satzes 1 

a) ein Fischereiausübungsrecht innehat, das 
ihn mehr als 30 Arbeitstage in Anspruch 
nimmt oder 

b) mehr als 25 Bienenvölker hält oder 

c) Mitunternehmer eines landwirtschaft- 
lichen Unternehmens, Gesellschafter einer 
Personenhandelsgesellschaft oder Mit- 
glied einer juristischen Person, die ein 
landwirtschaftliches Unternehmen be- 
treibt, , wird " 

g) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 6 a 
eingefügt: 

„ (6 a) Der Anspruch auf Übergangshilfe 
ruht während der Zeit, für die ein Anspruch 
auf Arbeitslosengeld oder Unterhaltsgeld 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz oder ein 
Anspruch auf Krankengeld oder Übergangs- 
geld von einem Sozialleistungsträger zuer- 
kannt ist. Das gleiche gilt für das Hinterblie- 
benengeld, wenn die in Satz 1 genannten 
Sozialleistungen auf der Grundlage eines 
Arbeitsentgelts berechnet wurden, das den 
in § 1265 a Abs. 1 Satz 1 der Reichsver- 
sicherungs Ordnung genannten Betrag über- 
schreitet." 

h) In Absatz 7 Satz 3 werden die Worte „§§ 6 
bis 9" durch die Worte „§§ 6, 7 und 9" er- 
setzt. 

i) Absatz 8 wird gestrichen. 

12. § 11 wird gestrichen. 

13. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird Satz 2 gestrichen und in 
Satz 3 werden die Worte „Von 1975 an ist 
der monatliche Beitrag" durch die Worte 
„Der monatliche Beitrag ist" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

f) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) übernimmt ein Empfänger von Al- 
tersgeld, vorzeitigem Altersgeld oder Hinter- 
bliebenengeld ein oder mehrere landwirt- 
schaftliche Unternehmen oder Unterneh- 
mensteile, deren Wirtschaftswert, Flächen- 
wert oder Arbeitsbedarf allein oder zusam- 
men mit demjenigen etwa zurückbehaltener 
Unternehmensteile 25 vom Hundert der nach 
§ 1 Abs. 4 festzusetzenden Mindesthöhe 
überschreitet oder wird er Mitunternehmer 
eines landwirtschaftlichen Unternehmens, 
Gesellschafter einer Personenhandelsgesell- 
schaft oder Mitglied einer juristischen Per- 
son, die ein landwirtschaftliches Unterneh- 
men betreibt, ruht der Anspruch auf die 
Geldleistung vom Beginn des folgenden Mo- 
nats an. Das gleiche gilt, wenn ein Leistungs- 
empfänger im Sinne des Satzes 1 

a) unverändert 


b) unverändert 

c) Mitunternehmer eines landwirtschaft- 
lichen Unternehmens im Sinne des § 1 
Abs. 3 a, Gesellschafter einer Personen- 
handelsgesellschaft oder Mitglied einer 
juristischen Person, die ein landwirt- 
schaftliches Unternehmen im Sinne des 
§ 1 Abs. 3 a betreibt, wird." 

g) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 6 a 
eingefügt: 

„(6 a) Der Anspruch auf Hinterbliebenen- 
geld oder Ubergangshilfe ruht während der 
Zeit, für die ein Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld oder Unterhaltsgeld nach dem Arbeits- 
förderungsgesetz oder ein Anspruch auf 
Krankengeld oder Ubergangsgeld von einem 
Sozialleistungsträger zuerkannt ist, wenn 
diese Sozialleistungen auf der Grundlage 
eines Betrages berechnet werden, der den in 
§ 1265 a Abs. 1 Satz 1 der Reichsversiche- 
rungsordnung genannten Betrag überschrei- 
tet." 


h) unverändert 


Buchstabe i entfällt 

12. unverändert 

13. § 12 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 
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b) In Absatz 5 Satz 3 wird die Zahl „,1424“ 
gestrichen. 

14. In § 13 werden die Worte „die Summe der Al- 
tersgeld- und Waisengeldaufwendungen aller 
landwirtschaftlichen Alterskassen" durch die 
Worte „die Summe der Aufwendungen aller 
landwirtschaftlichen Alterskassen für Altersgel- 
der, vorzeitige Altersgelder, Hinterbliebenen- 
gelder und Waisengelder" ersetzt und folgender 
Satz angefügt: „Die Aufwendungen für die Lei- 
stungen an ehemalige Unternehmer der Seen- 
und Flußfischerei und der Imkerei sowie an de- 
ren Hinterbliebene und frühere Ehegatten wer- 
den bei der Festsetzung der Höhe der Bundes- 
mittel nicht berücksichtigt." 


15. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 erhält Buchstabe a folgende 
Fassung: 

„a) sie vor der Antragstellung minde- 
stens 60 Kalendermonate versiche- 
rungspflichtig in der gesetzlichen 
Rentenversicherung waren und zur 
Zeit der Antragstellung versiche- 
rungspflichtig beschäftigt sind oder" 

bb) In Satz 2 wird nach dem Wort „sind" 
folgender Halbsatz eingefügt: 

„ , im Falle des Satzes 1 Buchstabe a mit 
Beginn des Monats, in dem der land- 
wirtschaftliche Unternehmer 60 Kalen- 
dermonate versicherungspflichtig in der 
gesetzlichen Rentenversicherung war, 
frühestens mit Beginn der Beitragspflicht 
nach diesem Gesetz". 

b) In Absatz 7 werden nach dem Wort „Alters- 
geld" die Worte „oder vorzeitiges Alters- 
geld" eingefügt. 

16. In § 15 Abs. 2 wird das Wort „Einheitswert" 
durch das Wort „Wirtschaftswert (§ 1 Abs. 5)" 
ersetzt. 

17. In der Überschrift zu § 19 werden die Worte 
„Organe der Selbstverwaltung und " gestrichen. 

18. In § 22 Abs. 5 Satz 2 werden die Worte „und 
des Haushaltsplanes" gestrichen. 

19. In § 24 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „des 
§ 49 des Beamtenrechtsrahmengesetzes" durch 
die Worte „des § 5 des Bundesbesoldungsgeset- 
zes" ersetzt. 

20. In § 25 Abs. 2 Satz 2 werden das Wort „Sie" 
durch die Worte „Die Betriebsmittel" ersetzt 
und die Sätze 1, 4 und 5 gestrichen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Buchstabe b entfällt 


14. In § 13 werden die Worte „die Summe der Al- 
tersgeld- und Waisengeldaufwendungen aller 
landwirtschaftlichen Alterskassen" durch die 
Worte „die Summe der Aufwendungen aller 
landwirtschaftlichen Alterskassen für Altersgel- 
der, vorzeitige Altersgelder, Hinterbliebenen- 
gelder und Waisengelder" ersetzt und folgender 
Satz angefügt: „Die Aufwendungen für die Lei- 
stungen an ehemalige Unternehmer der Seen- 
und Flußfischerei und der Imkerei, an deren 
Hinterbliebene und frühere Ehegatten sowie 
an mitarbeitende Familienangehörige nach 
§ 40 a werden bei der Festsetzung der Höhe 
der Bundesmittel nicht berücksichtigt." 

15. unverändert 


16. unverändert 


Nummer 17 entfällt 


18. unverändert 


19. unverändert 


20. unverändert 
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21. In § 27 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 3 
angefügt: 

„(3) Die neben dem Bezug von Hinterblie- 
benengeld oder übergangshilie nach § 9a Abs. 2 
weiterentrichteten Beiträge können nur zur Er- 
füllung der Voraussetzungen des Altersgeldes 
und des vorzeitigen Altersgeldes angerechnet 
werden." 

22. In § 27 a wird in Absatz I der Satz 3 gestrichen. 

23. In § 28 wird „§ 1" durch „§ 1 Abs. 3" ersetzt. 

24. Die Überschrift vor § 29 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Bewilligung und Auszahlung der laufenden 
Geldleistungen" 

25. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „des 
Altersgeldes und des Waisengeldes " durch 
die Worte „der laufenden Geldleistungen" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „das 
Altersgeld oder das Waisengeld" durch die 
Worte „die laufende Geldleistung" ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „des 
Altersgeldes und des Waisengeldes " durch 
die Worte „der laufenden Geldleistungen" 
ersetzt. 

26. §31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Nummer 1 gestrichen. 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

27. In § 32 werden die Worte „sowie der von § 29 
der Reichsversicherungsordnung abweichenden 
landesrechtlichen Verjährungsvorschriften " ge- 
strichen. 

28. In § 33 Abs. 1 Satz 1, Abs, 6 und 10, § 34 Abs. 1 
und 5, § 35 Abs. 1 und § 40 Abs. 1 Satz 1 wer- 
den jeweils die Worte „im Sinne des § 1" durch 
die Worte „im Sinne des § 1 Abs. 3" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

21. In §27 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 3 
angefügt: 

„(3) Die neben dem Bezug von Hinterblie- 
benengeld weiterentrichteten Beiträge können 
nur zur Erfüllung der Voraussetzungen des 
Altersgeldes und des vorzeitigen Altersgeldes 
angerechnet werden." 


Nummer 22 entfällt 

23. unverändert 

24. unverändert 


25. unverändert 


Nummer 26 entfällt 


Nummer 27 entfällt 


28. unverändert 


29. § 38 wird wie folgt geändert: 29. unverändert 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Unter- . 
nehmers" die Worte „im Sinne des § 1 
Abs. 3" und nach dem Wort „Altersgeld" die 
Worte „oder vorzeitiges Altersgeld" einge- 
fügt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „im Sinne 
des § 1" durch die Worte „im Sinne des § 1 
Abs. 3" ersetzt. 
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30. § 39 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 1418 der Reichsversicherungsordnung gilt 

nicht." 

31. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 werden der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt, folgender Halbsatz und 
folgender Satz 2 angefügt: 

„ist der mitarbeitende Familienangehörige 
der Ehegatte eines Beziehers von Altersgeld 
oder vorzeitigem Altersgeld, so darf der Ge- 
samtbetrag beider Altersgelder im Falle des 
§ 4 Abs. 3 den Betrag eines Altersgeldes für 
einen verheirateten Berechtigten nicht un- 
terschreiten. Die Altersgelder sind insoweit 
nach dem Verhältnis ihrer Höhe anzuheben." 

b) In Absatz 4 wird Satz 2 gestrichen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Nummer 30 entfällt 


31. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 


Buchstabe b entfällt 

31a. Nach § 40 wird folgender § 40 a eingefügt: 

„§ 40 a 

(1) Mitarbeitende Familienangehörige, die 

a) am 1. Mai 1980 das 50. und noch nicht das 
65. Lebensjahr vollendet haben, 

b) eine Versicherungszeit von 180 Kalender- 
monaten in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung vor dem 1. Mai 1980 noch nicht zu- 
rückgelegt haben, 

c) während der zehn Jahre, die dem 1. Mai 1980 
oder dem Eintritt der Erwerbsunfähigkeit 
vorausgegangen sind, mindestens 60 Kalen- 
dermonate mitarbeitende Familienangehöri- 
ge waren, 

d) einen Anspruch auf laufende Geldleistungen 
nach diesem Gesetz nicht haben oder bei 
Erreichen der Altersgrenze nicht haben wer- 
den und 

e) nicht nach § 27 beitragspflichtig sind, 

sind beitragspflichtig für die Zeit ihrer Beschäf- 
tigung als mitarbeitende Familienangehörige 
nach dem 30. April 1980. §§ 38, 39 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 3 sowie § 40 Abs. 1 und 3 bis 5 gelten 
entsprechend. 

(2) Für Zeiten vom 1. Oktober 1957 bis 
30. April 1980, die noch nicht mit Beiträgen be- 
legt sind, gelten für jeden Kalendermonat, in 
dem die in Absatz 1 genannten Personen mit- 
arbeitende Familienangehörige waren, Beiträge 
als entrichtet, wenn der mitarbeitende Familien- 
angehörige in der Zeit vom 1. Oktober 1972 bis 
30. April 1980 mindestens 60 Kalendermonate 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte vom 10. 
August 1972 (BGBl. I S. 1433), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. Dezember 
1979 (BGBl. I S. 2241), versichert war oder ohne 
den nach § 94 Abs. 1 des Gesetzes über die Kran- 
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kenversicherung der Landwirte gestellten An- 
trag versichert gewesen wäre. 

(3) Das Altersgeld und das vorzeitige Alters- 
geld betragen die Hälfte des in § 4 Abs. 1 ge- 
nannten Betrages. Ein Anspruch auf Altersgeld 
für Zeiten vor dem 1. Mai 1980 besteht nicht. 

(4) Den Beitrag trägt der landwirtschaftliche 
Unternehmer.“ 

32. § 41 wird wie folgt geändert: 32. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „des 
§ 1" durch die Worte „des § 1 Abs. 3" und 
in Buchstabe e wird das Wort „Einheitswert" 
durch die Worte „Wirtschaftswert, der Flä- 
chenwert" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Eine Abgabe im Sinne des Absatzes 1 Buch- 
stabe c liegt nicht vor, wenn der überneh- 
mende oder sein Ehegatte mit dem Unter- 
nehmer oder seinem Ehegatten in gerader 
Linie verwandt ist. Bei teilweiser Abgabe 
(§ 2 Abs. 7) dürfen auf der nicht abzu geben- 
den Fläche keine landwirtschaftlichen Er- 
zeugnisse für den Markt produziert werden." 

33. § 44 wird wie folgt geändert: 33. unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Sätze 1 
und 2" durch die Worte „Sätze 1 und 3" er- 
setzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bei Bezug einer laufenden Geldlei- 
stung wird die Landabgaberente um den 
Betrag der Geldleistung gekürzt." 

c) In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Wird Landabgaberente für eine Zeit ge- 
währt, für die ein Anspruch auf die in Satz 1 
genannten Leistungen besteht, kann die land- 
wirtschaftliche Alterskasse Ersatz in Höhe 
des Kürzungsbetrages nach Satz 1 beanspru- 
chen." 

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 an- 
gefügt: 

„(4) § 1542 Abs. 1 der Reichsvörsiche- 
rungsordnung findet auf die Landabgabe- 
rente sinngemäß Anwendung. " 

34. § 46 wird wie folgt geändert: 34. unverändert 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 2 
• und 3 angefügt: 

„(2) § 10 Abs. 6 gilt auch in den Fällen 
entsprechend, in denen ein Landabgaberen- 
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tenberechtigter bei teilweiser Abgabe auf 
der nicht abzugebenden Fläche landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse für den Markt pro- 
duziert. 

(3) Werden Verträge, die zur Erfüllung 
der Voraussetzung des § 41 Abs. 1 Buch- 
stabe c über strukturverbessernd abzugeben- 
de Flächen abgeschlossen worden sind, vor 
Ablauf ihrer gesetzlich vorgeschriebenen 
Mindestdauer beendet, ruht der Anspruch auf 
Landabgaberente vom Beginn des dritten 
auf die Beendigung der Verträge folgenden 
Monats an. Die Landabgaberente wird er- 
neut vom Beginn des Monats an gezahlt, in 
dem Vereinbarungen wirksam werden, die 
eine Verwendung der Flächen im Sinne des 
§ 41 Abs. 1 Buchstabe c für die Dauer von 
zwölf Jahren sicherstellen. Auf den Zeitraum 
von zwölf Jahren werden Zeiten angerech- 
net, in denen die Flächen im Sinne des § 41 
Abs. 1 Buchstabe c auf Grund der beende- 
ten Verträge verwendet worden waren." 

35. In § 47 Abs. 1 werden die Worte „des § 1" 
durch die Worte „des § 1 Abs. 3" ersetzt. 

36. In § 48 wird in Absatz 2 der Satz 3 gestrichen. 

37. In § 50 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „oder 
vorzeitigen Altersgeldes " durch die Worte 
", vorzeitigen Altersgeldes oder Hinterbliebe- 
nengeldes" ersetzt. 

A r t i k e 1 2 

Änderung des Gesetzes zur Neuregelung 
der Altershilfe für Landwirte 

In Artikel 2 des Gesetzes zur Neuregelung der 
Altershilfe für Landwirte in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 14. September 1965 (BGBl. I 
S. 1448), zuletzt geändert durch Artikel 2 § 9 des 
Gesetzes vom 27. Juni 1977 (BGBl. I S. 1040), wird 
nach § 9 folgender § 9 a eingefügt: 

„§ 9 a 

(1) Personen, die am 1 . Januar 1980 das 50. Le- 
bensjahr vollendet hatten und als landwirtschaftliche 
Unternehmer im Sinne des § 1 Abs. 3 a des Ge- 
setzes über eine Altershilfe für Landwirte erstmals 
beitragspflichtig nach § 14 Abs. 1 des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte geworden sind, kön- 
nen sich von der Beitragspflicht befreien lassen. Die 
Befreiung ist bis zum 31. Dezember 1981 zulässig. 
Sie gilt ab 1. Januar 1980 und ist unwiderruflich. 
Der Befreite scheidet endgültig aus der landwirt- 
schaftlichen Alterskasse aus. Die Befreiung ist aus- 
geschlossen, wenn nach dem 31. Dezember 1979 Lei- 
stungen nach dem Gesetz über eine Altershilfe für 
Landwirte beantragt worden sind. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


35. unverändert 


Nummer 36 entfällt 

37. unverändert 


Artikel 2 

Änderung des Gesetzes zur Neuregelung 
der Altershilfe für Landwirte 

In Artikel 2 des Gesetzes zur Neuregelung der 
Altershilfe für Landwirte in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 14. September 1965 (BGBl. I 
S. 1448), zuletzt geändert durch Artikel 2 § 9 des 
Gesetzes vom 27. Juni 1977 (BGBL I S. 1040), wird 
nach § 9 folgender § 9 a eingefügt: 

„§ 9 a 

(1) Personen, die am 1. Juli 1980 das 50. Lebens- 
jahr vollendet hatten und als landwirtschaftliche 
Unternehmer im Sinne des § 1 Abs. 3 a des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte erstmals bei- 
tragspflichtig nach § 14 Abs. 1 des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte geworden sind, können 
sich von der Beitragspflicht befreien lassen. Die Be- 
freiung ist bis zum 31. Dezember 1981 zulässig. Sie 
gilt ab 1. Juli 1980 und ist unwiderruflich. Der Be- 
freite scheidet endgültig aus der landwirtschaftli- 
chen Alterskasse aus. Die Befreiung ist ausge- 
schlossen, wenn nach dem 30. Juni 1980 Leistungen 
nach dem Gesetz über eine Altershilfe für Land- 
wirte beantragt worden sind. 
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(2) Witwen und Witwer der nach dem Gesetz 
über eine Altershilfe für Landwirte beitragspflichti- 
gen landwirtschaftlichen Unternehmer erhalten für 
die Zeit nach dem 31. Dezember 1979 Leistungen 
nach §§ 3 b, 8 und 9 a des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte auch, wenn der Unternehmer vor 
dem 1. Januar 1980 verstorben ist; ein Anspruch auf 
Leistungen für Zeiten vor dem 1. Januar 1980 be- 
steht nicht. 

(3) Für Personen, die am 31. Dezember 1979 be- 
reits vorzeitiges Altersgeld beziehen, gilt § 4 Abs. 5 
Sätze 2 und 3 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte in der bis zum 31. Dezember 1979 gelten- 
den Fassung. 

(4) § 46 Abs. 2 des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte in der Fassung des Achten Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte gilt für Personen, die am Tage 
der Verkündung des Zweiten Agrarsozialen Ergän- 
zungsgesetzes vom . . . (BGBL IS....) Landabgabe- 
rente beziehen, ab 1. Januar 1981. § 46 Abs. 3 des 
Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte in der 
Fassung des Achten Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes über eine Altershilfe für Landwirte findet auf 
Verträge, die zur Erfüllung der Voraussetzung des 
§ 41 Abs. 1 Buchstabe c des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte über strukturverbessernd 
abzugebende Flächen abgeschlossen worden sind 
und vor Ablauf ihrer gesetzlich vorgeschriebenen 
Mindestdauer bis zum Tage der Verkündung des 
Zweiten Agrarsozialen Ergänzungsgesetzes beendet 
werden, keine Anwendung." 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Witwen und Witwer der nach dem Gesetz 
über eine Altershilfe für Landwirte beitragspflich- 
tigen landwirtschaftlichen Unternehmer erhalten für 
die Zeit nach dem 30. Juni 1980 Leistungen nach 
§§ 3 b, 8 und 9 a des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte auch, wenn der Unternehmer vor dem 
1. Juli 1980 verstorben ist; ein Anspruch auf Lei- 
stungen für Zeiten vor dem 1. Juli 1980 besteht nicht. 


(3) Für Personen, die am 30. Juni 1980 bereits 
vorzeitiges Altersgeld beziehen, gilt § 4 Abs. 5 Sät- 
ze 2 und 3 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte in der bis zum 30. Juni 1980 geltenden 
Fassung. 

(4) § 46 Abs. 2 des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte in der Fassung des Achten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte gilt für Personen, die am Tage der 
Verkündung des Zweiten Agrarsozialen Ergänzungs- 
gesetzes vom . . . (BGBl. IS....) Landabgaberente 
beziehen, ab 1, Juli 1981. § 46 Abs. 3 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte in der Fassung 
des Achten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte findet auf Ver- 
träge, die zur Erfüllung der Voraussetzung des § 41 
Abs. 1 Buchstabe c des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte über strukturverbessernd abzu- 
gebende Flächen abgeschlossen worden sind und 
vor Ablauf ihrer gesetzlich vorgeschriebenen Min- 
destdauer bis zum Tage der Verkündung des Zwei- 
ten Agrarsozialen Ergänzungsgesetzes beendet wer- 
den, keine Anwendung. 

(5) Personen, denen für Bezugszeiten vor dem 
1. Juli 1980 ein Anspruch auf vorzeitiges Alters- 
geld, Altersgeld, Waisengeld oder Landabgaberente 
nach dem Gesetz über eine Altershilfe für Land- 
wirte zu erkannt ist und die bereits vor dem 1. Juli 
1980 ein Unternehmen im Sinne des § 1 Abs. 3 a des 
Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte betrei- 
ben, gelten bis 31. Dezember 1983 nicht als landwirt- 
schaftliche Unternehmer im Sinne des § 1 Abs. 3 a 
des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte. 
Für Personen, denen für Bezugszeiten vor dem 1. Juli 
1980 ein Anspruch auf vorzeitiges Altersgeld, Al- 
tersgeld oder Landabgaberente nach dem Gesetz 
über eine Altershilfe für Landwirte zuerkannt ist, 
gilt § 10 Abs. 6 Satz 2 des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte in der Fassung des Achten Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte bis 31. Dezember 1983 nicht, 
wenn dessen Voraussetzungen bereits vor dem 1. 
Juli 1980 erfüllt sind. 

(6) § 6 Abs. 2 a, § 7 Abs. 2 Satz 2 und § 9 Abs. 1 
Satz 3 des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte in der Fassung des Achten Gesetzes zur Ände- 
rung des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwir- 
te gelten nicht für die Fälle, in denen bereits am 
Tage vor der Verkündung des Zweiten Agrarsozia- 
len Ergänzungsgesetzes vom . . . (BGBl. I S. . . .) über 
Anträge auf Leistungen entschieden worden ist." 
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Artikel 3 

Änderung des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch 

In § 23 Abs. 1 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
(Artikel I des Gesetzes vom 11. Dezember 1975 f 
BGBl. I S. 3015), zuletzt geändert durch Artikel 3 
§5 des Gesetzes vom 25. Juli 1978 (BGBL I S. 1089), 
wird die Nummer 2 wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a werden die Worte „§§ 6 bis 8" 
durch die Worte „§§ 6 und 7" ersetzt. 


b) In Buchstabe b werden die Worte „§§ 1 bis 4 a " 
durch die Worte „ §§ 2 bis 3 a, 4 und 4 a" ersetzt. 


c) Buchstaben c bis e werden Buchstaben f bis h. 


d) Buchstaben c, d und e erhalten folgende Fassung: 

,,c) Hinterbliebenengeld bei Kindererziehung 
oder Vollendung des 45. Lebensjahres (§§ 3 b 
und 4 GAL), 

d) Übergangshilfe an Witwen und Witwer 
(§§ 4 und 9 a GAL), 

e) Betriebs- oder Haushaltshilfe zur Aufrecht- 
erhaltung des Betriebes im Falle des Todes 
des landwirtschaftlichen Unternehmers (§ 8 
GAL),". 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
Artikel 3 

Änderung des Ersten Buches 
Sözialgesetzbuch 

Artikel I des Sozialgesetzbuchs — Allgemeiner 
Teil — vom 11. Dezember 1975 (BGBL I S. 3015), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
23. Juli 1979 (BGBL I S. 1189), wird wie folgt geän- 
dert: 

a) In § 23 Abs. 1 erhält Nummer 2 folgende Fassung: 

„2. in der Altershilfe für Landwirte: 

a) Heilbehandlung und andere Leistungen 
zur Erhaltung, Besserung und Wieder- 
herstellung der Erwerbsfähigkeit ein- 
schließlich Betriebs- oder Haushaltshilfe 
(§§ 6 und 7 Gesetz über eine Altershilfe 
für Landwirte — GAL — ), 

b) Altersgeld bei Erwerbsunfähigkeit und 
Alter, an Witwen und Witwer sowie Wai- 
sengeld (§§ 2 bis 3 a, 4 und 4 a GAL), 


c) Hinterbliebengeld bei Kindererziehung 
oder Vollendung des 45. Lebensjahres 
(§§ 3 b und 4 GAL), 

d) Übergangshilfe an Witwen und Witwer 
(§§ 4 und 9 a GAL), 

e) Betriebs- oder Haushaltshilfe zur Auf-, 
rechterhaltung des Betriebes im Falle 
des Todes des landwirtschaftlichen Un- 
ternehmers (§ 8 GAL), 

f) Zuschüsse zur Nachentrichtung von Bei- 
trägen zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung (§§ 47 bis 50 GAL), 

g) Zuschüsse und andere Leistungen zur 
Förderung der Gesundheit der beitrags- 
pflichtigen landwirtschaftlichen Unter- 
nehmer (§ 9 GAL)." 

b) In § 29 Abs. 1 werden in der Klammer die Worte 
„sowie Nr. 2 Buchstaben a und e" durch die 
Worte „sowie Nr. 2 Buchstaben a und g" ersetzt. 


Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte 

Das Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte vom 10. August 1972 (BGBl. I S. 1433), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 §8 des Gesetzes 
vom 25. Juli 1978 (BGBl. I S. 1089), wird wie folgt 
geändert: 


Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte 

Das Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte vom 10. August 1972 (BGBl. I S. 1433), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 15. Dezember 1979 (BGBl. I S. 2241), wird wie 
folgt geändert: 
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1 . § 2 wird wie folgt geändert: 1. unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Worte „und 5" 
gestrichen. 

bb) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Personen, die als landwirtschaftliche 
Unternehmer tätig sind, ohne daß 
ihr Unternehmen eine Existenz- 
grundlage im Sinne der Nummer 1 
bildet, wenn 

a) ihr landwirtschaftliches Unter- 
nehmen die nach § 1 Abs. 4 oder 
8 des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte festgesetzte 
Mindesthöhe für eine Existenz- 
grundlage um nicht mehr als die 
Hälfte unterschreitet und 

b) das Arbeitsentgelt und Arbeits- 
einkommen, das sie neben dem 
Einkommen aus dem landwirt- 
schaftlichen Unternehmen ha- 
-ben, im Kalenderjahr die Hälfte 

der jährlichen Bezugsgröße nicht 
übersteigt, " 

cc) In Nummer 3 wird das Wort „acht- 
zehnte" durch das Wort „fünfzehnte" 
ersetzt. 

dd) In Nummer 4 werden die Worte „oder 
Landabgaberente " durch die Worte 
„ , Hinterbliebenengeld oder Landab- 
gaberente oder als Vollwaise die Vor- 
aussetzungen für. den Bezug von Wai- 
sengeld nach § 3 a des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte" ersetzt. 

ee) In Nummer 5 wird das Wort „tätig" 
durch das Wort „versichert" ersetzt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1 a 
eingefügt: 

„(1 a) Als landwirtschaftliche Unterneh- 
mer nach Absatz 1 Nr. 1 gelten Unterneh- 
mer der Seen- und Flußfischerei und der 
Imkerei, deren Unternehmen, unabhängig 
vom jeweiligen Unternehmer, eine Existenz- 
grundlage bildet; für die Bestimmung der 
Existenzgrundlage gilt § 1 Abs. 8 des Ge- 
setzes über eine Altershilfe für Landwirte. 

Soweit sich die folgenden Vorschriften auf 
landwirtschaftliche Unternehmen beziehen, 
gelten sie entsprechend für die in Satz 1 ge- 
nannten Unternehmen." 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 2. unverändert 
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a) Sätze 1 und 2 werden Absatz 1 und in Satz 1 
werden nach den Worten „versicherungs- 
pflichtig ist" die Worte „oder nach § 311 der 
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Reichsversicherungsordnung Mitglied einer 
anderen Krankenkasse ist" eingefügt. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die Befreiung von der Versicherungs- 
pflicht auf Grund der §§ 173 a oder 173 b der 
Reichsversicherungsordnung, des Artikels 3 
§ 1 Abs, 4 des Gesetzes zur Änderung des 
Mutterschutzgesetzes und der Reichsver- 
sicherungsordnung vom 24. August 1965 
(BGBl. I S. 912) oder des Artikels 3 § 3 des 
Finanzänderungsgesetzes 1967 vom 21. De- 
zember 1967 (BGBl. I S. 1259) gilt als Be- 
freiung von der Versicherungspflicht nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 4 und 5." 


3. § 32 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird vor den Worten „im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes" das Wort „ge- 
wöhnlich" eingefügt. 

b) In Satz 3 werden die Worte „von ihnen ge- 
meinsam" durch die Worte „von ihnen ge- 
genwärtig oder früher gemeinsam" ersetzt. 

4. In § 42 Abs. 1 Satz 1 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgende Nummer '5 ange- 
fügt: 

„5. solange der Versicherte nach dienstrechtli- 
chen Vorschriften Anspruch auf Heilfürsor- 
ge hat oder als Entwicklungshelfer Entwick- 
lungsdienst leistet." 

5. In § 47 Nr. 4 werden die Worte „oder Landab- 
gaberente" durch die Worte Hinterbliebenen- 
geld, Landabgaberente oder Waisengeld" er- 
setzt. 

6. In §48 Abs. 1 Nr. 5 werden die Worte „oder 
der Landabgabenrente" durch die Worte des 
Hinterbliebenengeldes, der Landabgaberente 
oder des Waisengeldes" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


2a. In § 31 Abs. 1 werden die Worte „nach § 27" 
durch die Worte „nach den §§ 27 und 28" er- 
setzt. 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. § 48 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 werden die Worte „mehr als 
geringfügige Nebeneinkünfte hat" durch die 
Worte „die in § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a 
genannte Mindesthöhe für eine Existenz- 
grundlage. um mehr als die Hälfte unter- 
schreitet oder Arbeitsentgelt und Arbeitsein- 
kommen hat, das die in § 2 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe b genannte Höhe übersteigt" er- 
setzt, 

b) In Nummer 5 werden die Worte „oder der 
Landabgaberente" durch die Worte „ , des 
Hinterbliebenengeldes, der Landabgaberen- 
te oder des Waisengeldes" ersetzt." 
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7. § 49 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz erhält folgen- 
de Fassung: 

„Als Mitglieder gelten Personen, die eine der 
in § 2 Abs. 1 Nr. 4 genannten Leistungen bean- 
tragt haben,". 

8. § 49 c Satz 1 erster Halbsatz erhält folgende 
Fassung: 

„Personen, die eine der in § 2 Abs. 1 Nr. 4 ge- 
nannten Leistungen beantragt haben, 1 '. 


9. In § 59 Satz 2 werden die Worte „des § 49 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes" durch die Wor- 
te „des § 5 des Bundesbesoldungsgesetzes" er- 
setzt. 


10. § 61 Abs. 3 Satz 1 erster Halbsatz erhält folgen- 
de Fassung: 

„Personen, die eine der in § 2 Abs. 1 Nr. 4 ge- 
nannten Leistungen beantragen,". 

11. In § 62 Abs. 1 werden die Worte „des Alters- 
geldes, des vorzeitigen Altersgeldes oder der 
Landabgaberente" durch die Worte „der in 
§ 2 Abs. 1 Nr. 4 genannten Leistungen" ersetzt. 

12. § 63 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „und in § 19 Abs . 1 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes" werden gestrichen. 

b) Die Worte „ , der Rentenversicherung der 
Angestellten und der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung werden durch die Worte 
„und der Rentenversicherung der Angestell- 
ten" ersetzt. 


13. § 64 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „die Altersgeld, vorzeitiges Al- 
tersgeld oder Landabgaberente' 1 werden 
durch die Worte „die eine der in § 2 Abs. 1 
Nr. 4 genannten Leistungen" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
7. unverändert 


8. unverändert 


8a. In § 57 Abs. 1 Satz 2 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgende Nummer 8 an- 
gefügt: 

„8. Abstimmung von Verfahren und Maßnah- 
men der automatischen Datenverarbei- 
tung." 

9. unverändert 


9a. In § 60 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 34 Abs. 2 des Vierten Buches Sozialgesetz- 
buch gilt entsprechend." 

10. unverändert 


11. unverändert 


12. § 63 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Zu den Aufwendungen für die nach § 2 Abs. 1 
Nr. 4 oder 5 Versicherten, die eine Rente aus 
der Rentenversicherung der Arbeiter oder der 
Rentenversicherung der Angestellten beziehen, 
leistet der zuständige Träger der Rentenversi- 
cherung Beiträge in Höhe des Betrages, den die 
Versicherten nach § 1304 e der Reichs Versiche- 
rungsordnung erhielten, wenn sie die dort ge- 
nannten Voraussetzungen erfüllen würden." 

tser- 

13. unverändert 


b) In Nummer 2 wird am Ende das Wort „oder" 
durch ein Komma ersetzt. 

c) Folgende Nummer 2 a wird eingefügt: 

„2 a. die Vollwaise, deren zuletzt verstorbe- 
ner Elternteil bis zu seinem Tode Al- 
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tersgeld, vorzeitiges Altersgeld oder 
Hinterbliebenengeld bezogen hat, be- 
ansprucht vor Vollendung des achtzehn- 
ten Lebensjahres Waisengeld oder". 

14. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Einheits- 
wert" durch das Wort „Wirtschafts wert" er- 
setzt 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

• „(3) Für die Ermittlung des Wirtschafts- 

wertes gilt § 1 Abs. 5 Sätze 1 bis 4 des Ge- 
setzes über eine Altershilfe für Landwirte. 
Ist der Wirtschaftswert des Gesamtunterneh- 
mens oder von Teilen des Unternehmens 
nicht zu ermitteln, so ist hierfür von der ge- 
nutzten Fläche und dem der Nutzungsart ent- 
sprechenden durchschnittlichen Hektarwert 
in der Gemeinde auszugehen. " 

c) In Absatz 6 werden das Wort „Einheits- 
werts" durch das Wort „Wirtschaftswerts" 
und das Wort „Einheitswert" durch das 
Wort „Wirtschaftswert" ersetzt. 

15. § 66 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Familienangehörige," die Worte „die das 
achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben oder" eingefügt. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „die Alters- 
geld, vorzeitiges Altersgeld oder Landabga- 
berente" durch die Worte „die eine der in 
§ 2 Abs. 1 Nr. 4 genannten Leistungen" er- 
setzt. 

16. In § 67 Abs. 2 werden nach den Worten „nach 
§ 42 Abs. 1 Nr. 2" die Worte „und 5" eingefügt. 

17. § 94 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a 
eingefügt: 

„ (2 a) Wer auf Grund des Zweiten Agrar- 
sozialen Ergänzungsgesetzes vom . . . (BGBl. I 
S. . . .) versicherungspflichtig wird, kann sich 
binnen drei Monaten nach dem Inkrafttreten 
des genannten Gesetzes von der Versiche- 
rungspflicht nach § 2 befreien lassen, wenn 
er bei einem Krankenversicherungsunterneh- 
men versichert ist und für sich und seine An- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


14. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „Einheits- 
wert" durch das Wort „Wirtschaftswert" er- 
setzt. 

b) unverändert 


c) unverändert 


15. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „beträgt 
zwei Drittel 11 durch die Worte „wird 
durch die Satzung bestimmt; er beträgt 
mindestens 50 vom Hundert und höch- 
stens 75 vom Hundert" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Fa- 
milienangehörige," die Worte „die das 
achtzehnte Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben oder" eingefügt. 

cc) Satz 3 wird gestrichen 

b) unverändert 


16. unverändert 


17. unverändert 
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gehörigen, für die ihm Familienhilfe zusteht, 

Vertragsleistungen erhält, die der Art nach 
den Leistungen der Krankenhilfe entspre- 
chen. Absatz 2 Sätze 2 und 3 gelten/' 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3 a ein- 
gefügt: 

„ (3 a) Wer bei einem Krankenversiche- 
rungsunternehmen versichert ist und auf 
Grund des Zweiten Agrarsozialen Ergän- 
zungsgesetzes vom . , . (BGBl. IS... .) ver- 
sicherungspflichtig wird, kann den Versi- # 

cherungsvertrag zum Ende des Monats kün- 
digen, in dem er den Eintritt der Versiche- 
rungspflicht nach weist. Die Versicherungs- 
pflicht beginnt in diesem Falle mit dem Er- 
sten des auf das Inkrafttreten des genannten 
Gesetzes folgenden Monats. Satz 1 gilt ent- 
sprechend, wenn ein Angehöriger versiche- 
rungspflichtig wird und für einen bei einem 
Krankenversicherungsunternehmen Versi- 
cherten Anspruch auf Familienhilfe erwirbt - 

oder wenn zugunsten einer Person, die nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 versicherungspflichtig 
wird, ein Versicherungsvertrag besteht," 

c) In Absatz 4 Satz 4 werden die Worte „nach 
§ 381 Abs. 4 oder" gestrichen. 


18. Nach § 94 wird folgender § 94 a eingefügt: 18. unverändert 

„§ 94 a 

(1) Wer auf Grund des Zweiten Agrarso- 
zialen Ergänzungsgesetzes vom . . . (BGBl. I 
S. . . .) aus der Versicherungspflicht nach § 2 
Abs. 1 Nr. 2 ausscheidet, kann binnen eines 
Monats nach dem Inkrafttreten des genannten 
Gesetzes erklären, daß er nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 
versichert bleibt. 

(2) Wer bis zum Inkrafttreten des Zweiten 
Agrarsozialen Ergänzungsgesetzes vom . . . 

(BGBL I S. . . .) nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 versichert 
war, bleibt nach dieser Vorschrift versichert. 

(3) § 3 Abs. 2 gilt nicht für Personen, die bis 
zum Inkrafttreten des Zweiten Agrarsozialen 
Ergänzungsgesetzes vom . . . (BGBl. IS....) 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 oder 5 versichert waren, 
es sei denn, sie erklären binnen eines Monats 
nach dem Inkrafttreten dieser Vorschrift, daß 
§ 3 Abs. 2 für sie gelten soll. Die Erklärung 
wirkt von dem auf ihre Abgabe folgenden Ka- 
lendermonat an." 
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Artikel 5 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
einer Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer 
in der Land- und Forstwirtschaft 

Das Gesetz über die Errichtung einer Zusatzver- 
sorgungskasse für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft vom 31. Juli 1974 (BGBl. I S. 1660), 
zuletzt geändert durch § 25 des Gesetzes vom 3. Juni 
1976 (BGBl. I S. 1373), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 3 wird gestrichen. 

2. §7 wird gestrichen. 

3. §10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die für die landwirtschaftliche Unfallver- 
sicherung geltenden Vorschriften des Ersten und 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch , der Reichsver- 
sicherungsordnung mit Ausnahme der §§ 652, 
690 bis 704 sowie die auf Grund dieser Gesetze 
für die landwirtschaftliche Unfallversicherung er- 
lassenen Rechtsverordnungen sind entsprechend 
anzuw enden." 

4. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Ausgleichsleistung erhält , wer 


a) aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
ein Altersruhegeld oder eine Rente wegen 
Erwerbsunfähigkeit erhält, 


b) in den letzten 25 Jahren vor Beginn des 
Altersruhegeldes oder der Rente wegen 
Erwerbsunfähigkeit mindestens 180 Ka- 
lendermonate eine Beschäftigung als land- 
wirtschaftlicher Arbeitnehmer ausgeübt 
hat und 

c) am l.Juli 1972 das 50. Lebensjahr voll- 
endet hatte." 

b) In Absatz 4 werden in der Nummer 1 nach 
dem Wort „haben" die Worte „oder nur des- 
halb nicht erworben haben, weil sie eine 
anderweitige zusätzliche Sicherung erhalten 
haben, aufgrund deren sie dieser Zusatzein- 
richtung nicht angehören," und in der Num- 
mer 4 nach dem Wort „Altersgeld" die Worte 
„ vorzeitiges Altersgeld, Hinterbliebenen- 
geld" eingefügt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
Artikel5 

Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
einer Zusatzversorgungskasse für Arbeitnehmer 
in der Land- und Forstwirtschaft 

Das Gesetz über die Errichtung einer Zusatzver- 
sorgungskasse für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft vom 31. Juli 1974 (BGBL I S. 1660), 
zuletzt geändert durch § 25 des Gesetzes vom 3. Juni 
1976 (BGBl. I S. 1373), wird wie folgt geändert: 

Nummer 1 entfällt 

Nummer 2 entfällt 

Nummer 3 entfällt 


4. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Den Zeiten einer Beschäftigung als 
landwirtschaftlicher Arbeitnehmer nach Ab- 
satz 1 stehen gleich: 

a) Ersatzzeiten und Ausfallzeiten im Sinne 
der gesetzlichen Rentenversicherung so- 
wie Zeiten, für die nach § 1227 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 8 a und 10 der Reichsversiche- 
rungsordnung, § 2 Abs. 1 Nr. 10 a und 12 
des Angestelltenversicherungsgesetzes so- 
wie § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 5 
des Reichsknappschaftsgesetzes Versiche- 
rungspflicht bestand, wenn durch diese 
Zeiten eine Beschäftigung als landwirt- 
schaftlicher Arbeitnehmer unterbrochen 
worden ist, 

b) Zeiten, für die auf Grund landesrechtlicher 
Vorschriften eine Anpassungshilfe für 
ältere landwirtschaftliche Arbeitnehmer 
gewährt worden ist." 


b) In Absatz 4 werden in der Nummer 4 nach 
dem Wort „Altersgeld" die Worte „, vorzei- 
tiges Altersgeld, Hinterbliebenengeld" einge- 
fügt. 
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5. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Zahl „50" durch die 
Zahl „70" ersetzt. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Monatsbetrag der Ausgleichslei- 
stung für Berechtigte, die nach dem 30. Juni 
1972 als landwirtschaftlicher Arbeitnehmer 
beschäftigt waren, sowie für ihre Witwen und 
Witwer ist um den Betrag der Beihilfe aus 
einer tarifvertraglichen Zusatzversorgung für 
Arbeitnehmer der Land- und Forstwirtschaft 
zu den Altersruhegeldern, Renten der Er- 
werbsunfähigkeit oder den Hinterbliebenen- 
renten aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung zu kürzen, bei unverheirateten Berech- 
tigten jedoch nur um drei Fünftel der Beihil- 
fen. Die Kürzung beträgt bei verheirateten Be- 
rechtigten mindestens 2,50 Deutsche Mark und 
bei unverheirateten Berechtigten mindestens 
1,50 Deutsche Mark für jeweils 12 Monate der 
Beschäftigung als landwirtschaftlicher Arbeit- 
nehmer nach dem 30. Juni 1972." 

6. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden das Semikolon 
und die Worte „§ 1613 Abs. 5 der Reichsver- 
sicherungsordnung gilt entsprechend “ gestri- 
chen. 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

Artikel 6 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

In Artikel 2 § 52 a Abs. 1 Satz 1 des Arbeiter- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
8232-4, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 6. No- 
vember 1978 (BGBl. I S. 1710), werden die Worte 
„im Sinne des § 1 des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 14. September 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S.1448), zuletzt geändert durch das Siebente Ände- 
rungsgesetz GAL vom 19. Dezember 1973 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1937)" durch die Worte „im Sinne des 
§ 1 Abs. 3 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. September 1965 (BGBl. I S. 1448), zuletzt geändert 
durch das Achte Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte vom . . . (BGBL I 
S. . . .)" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

5. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Monatsbetrag der Ausgleichslei- 
stung für Berechtigte, die nach dem 30. Juni 
1972 als landwirtschaftliche Arbeitnehmer 
beschäftigt waren, sowie für ihre Witwen und 
Witwer ist bei verheirateten Berechtigten um 
den Betrag der tarif vertraglichen (§ 11) oder 
der entsprechenden privatrechtlichen Beihilfe, 
mindestens aber um 2,50 Deutsche Mark für 
jeweils 12 Monate der Beschäftigung als land- 
wirtschaftlicher Arbeitnehmer nach dem 30. 
Juni 1972 zu kürzen, bei unverheirateten Be- 
rechtigten nur um drei Fünftel dieser Beträ- 
ge." 


Nummer 6 entfällt 


Artikel 6 
unverändert 
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Artikel 7 

Änderung des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

In Artikel 2 § 50 b Abs. 1 Satz 1 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 821-2, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 6. November 
1978 (BGBL I S. 1710), werden die Worte „im Sinne 
des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. September 1965 (BGBL I S. 1448), zuletzt geän- 
dert durch das Siebente Änderungsgesetz GAL vom 
19. Dezember 1973 (BGBl. I S. 1937) " durch die 
Worte „im Sinne des § 1 Abs. 3 des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. September 1965 (BGBl. I 
S. 1448), zuletzt geändert durch das Achte Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte vom . . . (BGBl. IS..,.) 11 ersetzt. 

Artikel 8 

Bekanntmachung der Neufassung 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
kann den Wortlaut des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte und des Artikels 2 des Gesetzes 
zur Neuregelung der Altershilfe für Landwirte in 
der vom 1 , Januar 1980 an geltenden Fassung im 
Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 9 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. 

Artikel 10 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absat- 
zes 2 am 1. Januar 1980 in Kraft. 

(2) Es treten in Kraft: 

mit Wirkung vom 1. Januar 1977 Artikel 1 Nr. 15 
Buchstabe a, 

mit Wirkung vom 1. Juli 1979 Artikel 5 Nr. 4 Buch- 
stabe a, Nr. 5, 

am Tage nach der Verkündung Artikel 1 Nr. 32 
Buchstabe b, Nr. 34. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 7 

Änderung des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

In Artikel 2 § 50 b Abs. 1 Satz 1 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 821-2, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 23. Juli 1979 
(BGBL I S. 1189), werden die Worte „im Sinne 
des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. September 1965 (BGBL I S. 1448), zuletzt geän- 
dert durch das Siebente Änderungsgesetz GAL vom 
19. Dezember 1973 (BGBL I S. 1937)“ durch die 
Worte „im Sinne des § 1 Abs. 3 des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. September 1965 (BGBL I 
S. 1448), zuletzt geändert durch das Achte Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte vom . . . (BGBL IS... .)" ersetzt. 

Artikel 8 

Bekanntmachung der Neufassung 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
kann den Wortlaut des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte und des Artikels 2 des Gesetzes 
zur Neuregelung der Altershilfe für Landwirte in 
der vom 1. Juli 1980 an geltenden Fassung im Bun- 
desgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 9 
unverändert 


Artikel 10 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absat- 
zes 2 am 1. Juli 1980 in Kraft. 

(2) Es treten in Kraft: 

mit Wirkung vom 1. Januar 1977 Artikel 1 Nr. 15 
Buchstabe a, 

mit Wirkung vom 1. Juli 1979 Artikel 5 Nr. 5 Buch- 
stabe a, 

mit Wirkung vom 1. Mai 1980 Artikel 1 Nr. 14, 
Nr. 31a, 

am Tage nach der Verkündung Artikel 1 Nr. 32 
Buchstabe b, Nr. 34, in Artikel 2 dieses Gesetzes 
§ 9 a Abs. 4 des Artikels 2 des Gesetzes zur Neu- 
regelung der Altershilfe für Landwirte, 

am 1. Januar 1981 Artikel 4 Nr. 15 Buchstabe a 
Doppelbuchstaben aa und cc. 

(3) Artikel 5 Nr. 5 Buchstabe b gilt nur für die 
Fälle, in denen Ausgleichsleistungen erstmals für 
Zeiten nach dem 30. Juni 1980 bewilligt werden. 
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I. Zum Beratungsverfahren 

Der Deutsche Bundestag hat den von der Fraktion 
der CDU/CSU eingebr achten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte (Achtes Änderungsgesetz 
GAL — 8. ÄndG — GAL) — Drucksache 8/1250 — 
in der 83. Sitzung am 15. Dezember 1977 an den Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung federführend, 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mitberatend und den Haushaltsausschuß mit- 
beratend und gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
überwiesen. 

Den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Verbesserung und Er- 
gänzung sozialer Maßnahmen in der Landwirtschaft 
(Zweites Agrarsoziales Ergänzungsgesetz — 2. 

ASEG — ) — Drucksache 8/2844 — hat der Deutsche 
Bundestag in seiner 162. Sitzung am 22. Juni 1979 
an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung fe- 
derführend, an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten zur Mitberatung und an den 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 der 
Geschäftsordnung überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat in seiner Stellungnahme vom 14. Mai 
1980 zahlreiche Änderungen zu dem Gesetzentwurf 
der Bundesregierung vorgeschlagen, die vom Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung übernommen 
wurden. ' . 

Der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat den von der Bundesregierung einge- 
brachten Gesetzentwurf zur Beratungs- und Be- 
schlußgrundlage gemacht und die Vorlage in zwei 
Sitzungen beraten. Er hat am 22. Mai 1980 den Ge- 
setzentwurf der CDU/CSU-Fraktion abgelehnt und 
mit der Mehrheit der Mitglieder der Fraktionen der 
SPD und der FDP beschlossen, dem Deutschen Bun- 
destag die Annahme des Regierungsentwurfs mit 
den unter Abschnitt IV im einzelnen erläuterten 
Änderungen zu empfehlen. Bei der Einzelabstim- 
mung über die Vorschriften des Gesetzentwurfs wa- 
ren die Abstimmungsergebnisse unterschiedlich. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
seine Beschlüsse vorbehaltlich der Stellungnahme 
des mitberatenden Haushaltsausschusses gefaßt. Der 
Haushaltsauschuß wird gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung dem Bundestag gesondert berichten.. 

II. Ziel und Inhalt des Gesetzentwurfs 

Eine Verbesserung der sozialen Sicherung jüngerer 
hinterbliebener Ehegatten landwirtschaftlicher Un- 
ternehmer sowie der berufsmäßigen Binnenfischer 
und Imker war Gegenstand einer von den Koali- 
tionsfraktionen beantragten Entschließung des Aus- 


schusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
des Deutschen Bundestages vom 9. November 1977, 
in der die Bundesregierung ersucht wird, zu prüfen, 
wie diese Lücke in der agrarsozialen Sicherung 
durch gesetzliche Regelungen ausgefüllt werden 
kann. Die Fraktion der CDU/CSU im Deutschen Bun- 
destag hat in diesem Zusammenhang als Drucksache 
8/1250 den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte (Achtes Änderungsgesetz GAL — 
8. ÄndG — GAL) vorgelegt, der für Witwen und 
Witwer landwirtschaftlicher Unternehmer, die min- 
destens ein Kind unterhalten oder die das 45. Le- 
bensjahr vollendet haben, ein Witwen- oder Witwer- 
geld vorsieht, wobei auf die Abgabe des landwirt- 
schaftlichen Unternehmens als Leistungsvorausset- 
zung verzichtet wird. 

In Übereinstimmung mit der Zielsetzung dieser Ini- 
tiativen, aber inhaltlich darüber hinausgreifend, 
stehen drei Anliegen im Vordergrund des Regie- 
rungsentwurfs eines Zweiten Agrarsozialen Ergän- 
zungsgesetzes: 

1. Verbesserung der sozialen Sicherung jüngerer 
Witwen und Witwer landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer. 

In erster Linie soll dabei die Weiterführung des 
Unternehmens durch gezielte Hilfeleistung er- 
möglicht werden, um der Familie und insbeson- 
dere auch dem Hofnachfolger die Existenzgrund- 
lage zu erhalten. 

Wird das Unternehmen nach dem Tode des Un- 
ternehmers abgegeben, werden durch entspre- 
chende Rentenzahlung in bestimmten Bedarfssi- 
tuationen eine Grundsicherung gewährleistet und 
der Krankenversicherungsschutz im notwendigen 
Umfang sichergestellt. 

Im einzelnen kommen folgende Hilfen in Be- 
tracht: 

— Die Weiterbewirtschaftung des landwirtschaft- 
lichen Unternehmens soll hinterbliebenen 
Ehegatten durch Gestellung von Betriebs- 
oder Haushaltshilfe bis zur Dauer von zwei 
Jahren und durch Zahlung einer Übergangs- 
hilfe für ein Jahr nach dem Tode des Unter- 
nehmers erleichtert werden, wenn der Hinter- 
bliebene mindestens ein waisengeldberechtig- 
tes Kind, das unter 15 Jahre alt oder behin- 
dert ist, im Haushalt zu betreuen hat. Sind 
die Voraussetzungen für die Gestellung von 
Betriebs- oder Haushaltshilfe erfüllt, soll auch 
daneben Übergangshilfe gezahlt werden. Auf 
diese Weise sollen die Übergangsschwierig- 
keiten aus der besonderen Situation des hin- 
terbliebenen Ehegatten nach dem Tode des 
Unternehmers überbrückt werden. Der 
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Schwerpunkt der Hilfen zur Weiterführung 
des Unternehmens liegt aber auf dem Einsatz 
' der Betriebs- oder Haushaltshilfe, weil ge- 
rade für die große Zahl der Familienbetriebe 
diese Hilfe von besonderer Bedeutung ist. 
Die im Rahmen der Altershilfe für Landwirte 
als Grundsicherung möglichen Dauergeldlei- 
stungen können die Gestellung von Fachkräf- 
ten der Betriebs- und Haushaltsführung nicht 
ersetzen. 

— Bei Abgabe des landwirtschaftlichen Unter- 
nehmens soll der hinterbliebene Ehegatte ein 
Hinterbliebenengeld erhalten, wenn ihm we- 
gen Kindererziehung oder wegen vorgerück- 
ten Alters (Vollendung des 45. Lebensjahres) 
die Aufnahme einer ausreichenden Beschäfti- 
gung oder Erwerbstätigkeit nicht zugemutet 
werden kann. Dabei wird seiner sozialen 
Situation Rechnung getragen. Die Leistung ist 
einkommensabhängig. Das Hinterbliebenen- 
geld wegen Kindererziehung trägt der Tat- 
sache Rechnung, daß während der Kinderer- 
ziehung bis zur Vollendung des 15. Lebens- 
jahres des Kindes eine volle Erwerbstätigkeit 
vielfach nicht möglich ist, wenn sich das Kind 
im Haushalt des hinterbliebenen Ehegatten 
befindet. Der Erziehung eines Kindes steht 
hierbei die Sorge für ein behindertes Kind, 
das außerstande ist, sich selbst zu unterhal- 
ten, gleich. Hier gilt das 25. Lebensjahr als 
Altersgrenze. Das HinterbliCbenengeld we- 
gen vorgerückten Alters soll dem hinterblie- 
benen Ehegatten, der das landwirtschaftliche 
Unternehmen abgegeben hat, in diesem vor- 
geschrittenen Lebensabschnitt eine Grund- 
sicherung bieten, um auch den eventuellen 
Schwierigkeiten bei der Wiedereingliederung 
ins Berufsleben in diesem Lebensabschnitt 
Rechnung zu tragen. Entscheidend ist für die 
Leistungsbewilligung nicht die Ausübung 
einer Tätigkeit, sondern die Zumutbarkeit 
einer Erwerbstätigkeit, die sich unter Berück- 
sichtigung der persönlichen Verhältnisse des 
Leistungsberechtigten beurteilt. Führt der 
hinterbliebene Ehegatte das Unternehmen 
noch eine Zeitlang nach dem Tode des Unter- 
nehmers weiter, zum Beispiel bei Bewilligung 
einer Betriebshilfe, kann er noch durch die 
innerhalb von 18 Monaten nach dem Tode 
des Unternehmers entrichteten Beiträge Bei- 
tragslücken auffüllen. 

Liegen die Voraussetzungen für ein Hinter- 
bliebenengeld bei Abgabe des Unternehmens 
nicht vor, soll zur Erleichterung des Über- 
gangs ins Arbeitsleben eine Übergangshilfe 
für ein Jahr nach dem Tode des Unternehmers 
erbracht werden. 

— Die Bezieher von Hinterbliebenengeld wer- 
den auf Kosten des Bundes in der Kranken- 
versicherung der Landwirte versichert, sofern 
nicht eine Versicherung auf Grund anderer 
Vorschriften Vorrang hat. 

Die Neuregelung ist keine Präjudizierung der 

für 1984 vorgesehenen Neuordnung der Hinter- 


bliebenenversorgung und der sozialen Sicherung 
der Frau, da keine unbedingte Hinterbliebenen- 
versorgung in der Altershilfe für Landwirte ge- 
schaffen wird, sondern unter anderem in Über- 
einstimmung mit den Vorschlägen der Sachver- 
ständigenkommission für die soziale Sicherung 
der Frau und der Hinterbliebenen nur in be- 
stimmten Bedarfssituationen der Kindererziehung 
und des vorgerückten Alters eine Rente gezahlt 
werden soll. Außerdem besteht innerhalb der 
Bundesregierung darüber Einigkeit, daß auch die 
Hinterbliebenenversorgung der Altershilfe für 
Landwirte im Rahmen der beabsichtigten Neuord- 
nung der Hinterbliebenenversorgung zu über- 
prüfen ist. 

2. Einbeziehung der Unternehmer der Fluß- und 
Seenfischerei sowie der Imkerei in den Schutz 
der landwirtschaftlichen Alterssicherung und 
Krankenversicherung; die Aufwendungen wer- 
den durch die Solidargemeinschaft finanziert. 

3. Verbesserung der sozialen Lage der älteren Ar- 
beitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft 
durch Anhebung des Höchstbetrages der Aus- 
gleichsleistung nach dem Gesetz über die Errich- 
tung einer Zusatzversorgungskasse für Arbeit- 
nehmer in der Land- und Forstwirtschaft von 
50 DM auf 70 DM monatlich. 

Neben diesen drei Kernpunkten des Regierungsent- 
wurfs werden darin der Flächenwert als neuer Maß- 
stab für die Bestimmung der Existenzgrundlage 
eines landwirtschaftlichen Unternehmers eingeführt, 
der Befreiungstatbestand des § 14 Abs. 2 Buchstabe a 
GAL neu gefaßt und insbesondere die Vorschriften 
über die Landabgaberente auf eine funktionsge- 
rechte Leistungsgewährung ausgerichtet. In die 
Krankenversicherung der Landwirte werden zusätz- 
lich die Empfänger von Waisengeld als Vollwaise 
einbezogen. 

Im übrigen trägt der Regierungsentwurf mehr als 
bisher dem Gedanken der Beitragsäquivalenz in der 
Altershilfe für Landwirte insofern Rechnung, als die 
beabsichtigten Leistungen der Betriebs- und Haus- 
haltshilfe sowie der Übergangshilfe und sämtliche 
Leistungen aus der Altershilfe für Landwirte und 
aus der Krankenversicherung der Altenteiler an die 
neu einzubeziehenden Unternehmer der Fluß- und 
Seenfischerei sowie der Imkerei zu Lasten der Soli- 
dargemeinschaft gehen. 


III. Die Beratungen im Ausschuß 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat den 
Gesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktiön abgelehnt 
und auf der Grundlage des Gesetzentwurfs der Bun- 
desregierung beraten. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat die 
Zielsetzung des von der Bundesregierung vorgeleg- 
ten Gesetzentwurfs einmütig begrüßt. Er sieht in 
dem Gesetzentwurf einen Schritt in die richtige Rich- 
tung, insbesondere auch in dem zur Abrundung der 
sozialen Sicherung jüngerer Witwen und Witwer 
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landwirtschaftlicher Unternehmer eingeschlagenen 
Weg. über diese Einigkeit im Grundsatz hinaus 
gingen die Auffassungen zwischen den Koalitions- 
fraktionen einerseits und den Mitgliedern der Frak- 
tion der CDU/CSU andererseits in einzelnen wesent- 
lichen Punkten auseinander. 

Zur Verbesserung der sozialen Sicherung der jünge- 
ren hinterbliebenen Ehegatten landwirtschaftlicher 
Unternehmer bestand im Ausschuß Einigkeit, daß 
entsprechend einem Antrag der Koalitionsfraktionen 
die Betriebs- und Haushaltshilfe unabhängig von 
dem Vorhandensein eines Kindes im Haushalt des 
hinterbliebenen Ehegatten gestellt werden soll, weil 
sie insbesondere für den Klein- und Mittelbetrieb 
eine entscheidende Hilfe zur Weiterbewirtschaftung 
ist, die durch eine bloße Geldleistung im üblichen 
Rahmen der Altershilfe für Landwirte nicht ersetzt 
werden kann. 

Die im Regierungsentwurf als kurzfristige Über- 
brückungsmaßnahme vorgesehene Übergangshilfe 
soll nach dem Willen aller drei Fraktionen länger- 
fristig gewährt werden, um nicht nur die besondere 
Situation des hinterbliebenen Ehegatten nach dem 
Tode des Unternehmers zu überbrücken, sondern in 
möglichst vielen Fällen der Familie und vor allem 
dem Hofnachfolger den Hof erhalten zu können. Die 
Koalitionsfraktionen hielten es aus diesem Grunde 
für angemessen, die Übergangshilfe bis zur Vollen- 
dung des 16. Lebensjahres eines waisengeldberech- 
tigten Kindes, das im Haushalt des hinterbliebenen 
Ehegatten lebt, zu zahlen. Die Hilfe soll — wie auch 
im Falle der Hofabgabe das Hinterbliebenengeld — 
nur in bestimmten Bedarfssituationen erbracht wer- 
den. Sie soll , daher nach Auffassung der Mitglieder 
der Koalitionsfraktionen auch einkommensabhängig 
gestaltet werden, wobei bei Betrieben über 25 000 
DM Wirtschafts wert keine Übergangshilfe gezahlt 
wird, weil Betriebe in dieser Größenordnung nicht 
mehr auf diese Geldleistung (in 1980 288,70 DM 
monatlich) angewiesen sind. Die Grenze für Arbeits- 
entgelt und Arbeitseinkommen soll auf drei Zehntel 
der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung festgesetzt werden, wobei hier 
Einkommen aus Land- und Forstwirtschaft nur inso- 
weit erfaßt ist, als es tatsächlich ermittelt und der 
Gewinn nicht zum Beispiel nach Durchschnittssätzen 
festgesetzt wird. 

Die Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion befürworte- 
ten über den Regierungsentwurf und den Ände- 
rungsantrag der Koalitionsfraktionen hinaus eine 
noch stärker rentenrechtlich ausgerichtete Lösung. 
So sollte nach Auffassung der Mitglieder der CDU/ 
CSU-Fraktion die Übergangshilfe bei Weiterführung 
des Unternehmens vor allem unabhängig vom Wirt- 
schaftswert des Unternehmens und nicht nur bis zum 
16., sondern bis zum 18. bzw. 25. Lebensjahr eines 
Kindes sowie ab Vollendung des 45. Lebensjahres 
des hinterbliebenen Ehegatten gezahlt werden, um 
einen möglichst großen Kreis jüngerer hinterblie- 
bener Ehegatten landwirtschaftlicher Unternehmer 
zu erfassen und Härtefälle zu vermeiden. Auch die 
Einkommensgrenze soll spürbar auf fünf Zehntel der 
Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversiche- 
rung angehoben werden und der hinterbliebene Ehe- 


gatte berechtigt sein, die „Wartezeit" von 60 Ka- 
lendermonaten Beitragszeit noch nach dem Tode des 
Unternehmers zu erfüllen. Die Abhängigkeit der 
Übergangshilfe vom Wirtschaftswert des Unter- 
nehmens sei ein willkürlich gegriffener Wert, der 
gerade solche Betriebe von der Leistung ausschließe, 
die im Rahmen der einzelbetrieblichen Förderung 
als besonders förderungswürdig unterstützt werden. 
Außerdem wurden verfassungsrechtliche Bedenken 
erhoben, weil ein Personenkreis, der beitragspflich- 
tig ist, von vornherein von der Leistungsberechti- 
gung ausgeschlossen werde. 

Die Koalitionsfraktionen hielten dem vor allem ent- 
gegen, daß trotz des Ausschlusses von Betrieben 
über 25 000 DM Wirtschaftswert ca. zwei Drittel der 
zur Altershilfe für Landwirte beitragspflichtigen Be- 
triebe von der neuen Leistung erfaßt würden und nur 
eine konkrete Bedarfssituation abgedeckt, nicht aber 
eine möglichst allumfassende Rentenleistung er- 
bracht werden solle. Die Mitglieder der Fraktionen 
der SPD und FDP berücksichtigten dabei auch, daß 
in diesen Fällen der Betrieb weitergeführt wird und 
somit die bisherige Existenzgrundlage der Familie 
erhalten bleibt, wobei die enge Lebensgemeinschaft 
im landwirtschaftlichen Betrieb praktisch einer Be- 
triebsgemeinschaft gleichzusetzen ist, so daß der 
hinterbliebene Ehegatte bereits zu Lebzeiten beider 
Ehegatten gewissermaßen in den betrieblichen Ab- 
lauf integriert ist. Die Anknüpfung an den Wirt- 
schaftswert trage im übrigen der Einkommenssitua- 
tion der landwirtschaftlichen Betriebe und den 
Schwierigkeiten bei der Einkommensermittlung in 
diesem Bereich Rechnung? soweit das Einkommen 
aus Land- und Forstwirtschaft tatsächlich ermittelt 
werde, werde es wie Einkommen aus sonstiger Tä- 
tigkeit oder einer Beschäftigung berücksichtigt. Dabei 
dürfe auch die gewisse Sicherheit des Arbeitsplatzes 
in der Landwirtschaft nicht übersehen werden. Eine 
zeitlich unbefristete Zahlung von Übergangshilfe 
praktisch durchgehend bis zum Übergang ins Alters- 
geld würde auch die Finanzierungsregelung ent- 
scheidend berühren, da die systemimmanente und 
für die hohe Bundesmittelbeteiligung an der Finan- 
zierung der Altershilfeleistungen ausschlaggebende 
Leistungsvoraussetzung — die Hofabgabe — hier 
fehle. Dem Hinweis der Mitglieder der CDU/CSU- 
Fraktion auf mögliche verfassungsrechtliche Beden- 
ken wegen des Ausschlusses der (beitragspflichti- 
gen) Betriebe über 25 000 DM Wirtschaftswert 
wurde von den Koalitionsfraktionen damit begeg- 
net, daß eine solche Leistungsbeschränkung dem 
Solidarausgleich im Rahmen der Sozialversicherung 
entspreche, zumal bereits das geltende Recht der 
Altershilfe für Landwirte in vergleichbaren Fällen, 
zum Beispiel bei Betriebs- oder Haushaltshilfe, einen 
Ausschluß größerer Betriebe von der Leistungsbe- 
rechtigung vorsehe. 

Die Rentenleistung bei Abgabe des landwirtschaft- 
lichen Unternehmens, das Hinterbliebenengeld, soll 
nach Auffassung der Mitglieder der Fraktion der 
CDU/CSU entsprechend der Regelung beim Waisen- 
geld und der großen Witwenrente in der gesetzli- 
chen Rentenversicherung bis zum 18. Lebensjahr des 
Kindes gewährt werden, da die Altershilfe für Land- 
wirte Teil der gesetzlichen Rentenversicherung sei, 
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Die Mitglieder der Koalitionsfraktionen sprachen 
sich hingegen für eine Altersgrenze von 16 Jahren 
aus. Hiermit werde die insbesondere im Rahmen der 
gesetzlichen Rentenversicherung bei der Erziehungs- 
rente (§ 1265 a RVO) von den Rentenversicherungs- 
trägern in der Praxis als im Grundsatz maßgebend 
angesehene Altersgrenze von 16 Jahren übernom- 
men. Danach wird in aller Regel eine Erwerbstätig- 
keit des überlebenden als zumutbar angesehen. Das 
Kind hat nach Auffassung der Koalitionsfraktionen 
in der Regel zu diesem Zeitpunkt auch unter Be- 
rücksichtigung des 10. Schuljahres seiner Schulpflicht 
genügt und erfordert nicht mehr eine derart inten- 
sive Betreuung durch den überlebenden Ehegatten, 
daß eine Erwerbstätigkeit unzumutbar wäre. Nicht 
die Ausbildung eines Kindes sei der maßgebende 
Gesichtspunkt für die Zahlung eines Hinterbliebe- 
nengeldes, sondern die Inanspruchnahme des über- 
lebenden Elternteils durch die Erziehung des Kindes 
und die damit vielfach verbundene Unmöglichkeit, 
einer ausreichenden Erwerbstätigkeit nachzugehen. 
Die Übergangshilfe bei Abgabe des Unternehmens 
wurde von allen Fraktionen als entbehrlich angese- 
hen, da die Hilfen nach dem Arbeitsförderungsge- 
setz zur Verfügung stehen sowie ggf. Waisengeld 
und Kindergeld gezahlt werden. 

Die Abhängigkeit der Geldleistungen an jüngere 
Witwen und Witwer in der Altershilfe für Landwirte 
von der Abgabe des landwirtschaftlichen Unterneh- 
mens wurde als Kernpunkt der Beratungen einge- 
hend diskutiert. 

Die Fraktionen der SPD und FDP waren überein- 
stimmend der Auffassung, daß an der Hofabgabe als 
Leistungsvoraussetzung für zeitlich unbefristete 
Geldleistungen festgehalten werden muß. Das Finan- 
zierungssystem der Altershilfe für Landwirte mit 
seiner hohen Bundesbeteiligung von 87,6 v. H. an 
den Alters-, Waisen- und Hinterbliebenengeldauf- 
wendungen rechtfertigt sich nur aus der agrarstruk- 
turellen Komponente mit dem Ziel einer aktiven Un- 
ternehmerschaft und einer wettbewerbsfähigen 
Struktur der Land- und Forstwirtschaft. Auch die 
Koalitionsfraktionen sehen die Notwendigkeit, dem 
hinterbliebenen Ehegatten die erforderlichen Hilfen 
in den Fällen an die Hand zu geben, in denen das 
Unternehmen des Verstorbenen weiterbewirtschaf- 
tet werden soll. Es soll mit diesem Gesetzentwurf 
keine „Landflucht" initiiert, sondern im Gegenteil 
der Familie und damit auch dem Hofnachfolger die 
Existenzgrundlage erhalten werden. Dies muß aller- 
dings nach mehrheitlicher Auffassung des Ausschus- 
ses für Arbeit und Sozialordnung Konsequenzen für 
die Finanzierung der Altershilfe für Landwirte ha- 
ben. Deshalb hat der Ausschuß einmütig die über 
den Deutschen Bauernverband zum Ausdruck ge- 
kommene Bereitschaft der unmittelbar Betroffenen 
begrüßt, die Hilfen bei Weiterführung des Unterneh- 
mens nur aus Beitragsmitteln zu finanzieren. Die 
Fraktion der CDU/CSU sah darüber hinaus in dieser 
Bereitschaft der Beitragszahler zur „Selbstfinanzie- 
rung" der Hilfen zur Weiterführung des Unterneh- 
mens die Grundlage für eine großzügige Hilfege- 
währung. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung war sich 
darin einig, daß die vorliegende gesetzliche Rege- 


lung die auf Grund des Urteils des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 12. März 1975 notwendige Neu- 
ordnung der sozialen Sicherung der Frau und der 
Hinterbliebenenversorgung nicht präjudizieren kann. 
Auch die Hinterbliebenenversorgung in der Alters- 
hilfe für Landwirte muß nach einhelliger Auffassung 
des Ausschusses im Rahmen der beabsichtigten Neu- 
ordnung der Hinterbliebenenversorgung überprüft 
werden. Dabei sollte nach Auffassung einiger Aus- 
schußmitglieder die Frage einbezogen werden, ob 
und inwieweit der vor allem im landwirtschaftlichen, 
aber auch im handwerklichen Bereich besonders 
engen Lebens- und Betriebsgemeinschaft durch eine 
Versicherungspflicht für beide Ehegatten Rechnung 
getragen werden soll und kann, um die Gleichwer- 
tigkeit des Beitrags beider Ehegatten zur Lebens- 
leistung noch mehr als heute zum Ausdruck zu brin- 
gen. 

Schließlich hat der Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung die Finanzierung der Altershilfe für Land- 
wirte diskutiert und die Problematik im Verhältnis 
zu anderen Systemen der sozialen Sicherung offen- 
gelegt. Der Ausschuß kam zu der Auffassung, daß 
diese grundsätzliche Frage nicht im Rahmen eines 
Gesetzes zur Regelung eines Teilaspektes der Hin- 
terbliebenenversorgung, der sozialen Sicherung jün- 
gerer hinterbliebener Ehegatten, geklärt werden 
sollte. 

Nach einem Änderungsantrag der CDU/CSU-Frak- 
tion sollen die Aufwendungen für Leistungen der 
Altershilfe für Landwirte an Fluß- und Seenfischer 
sowie Imker entsprechend der Regelung für land- 
wirtschaftliche Unternehmer (87,6 v. H. Bundesmit- 
telanteil) finanziert werden. Die Koalitionsfraktio- 
nen lehnten diesen Antrag ab, weil die für den ho- 
hen Bundesmittelanteil in der Altershilfe für Land- 
wirte maßgebende Rechtfertigung, die agrarstruk- 
turelle Komponente, bei diesem neu einzubeziehen- 
den Personenkreis fehle. 

Ein weiterer Änderungsantrag der Koalitionsfrak- 
tionen befaßte sich mit der Einbeziehung der älteren 
mitarbeitenden Familienangehörigen in der Land- 
und Forstwirtschaft, die am 1. Mai 1980 das 50., 
aber noch nicht das 65. Lebensjahr vollendet haben, 
in den Schutz der Altershilfe für Landwirte im Wege 
der Pflichtversicherung. Dieser unbestritten sozial 
unterversorgte Personenkreis soll laufende Geldlei- 
stungen nach dem Gesetz über eine Altershilfe für 
Landwirte in Höhe der Hälfte des Betrages für land- 
wirtschaftliche Unternehmer erhalten. Die Leistun- 
gen sollen in vollem Umfang von der Solidargemein- 
schaft der beitragspflichtigen Unternehmer finan- 
ziert werden. 

Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU sprachen 
sich für einen anderen Weg der sozialen Absiche- 
rung dieses Personenkreises aus. Es soll nochmals 
die Möglichkeit, in der Altershilfe für Landwirte frei- 
willig Beiträge zu entrichten, eröffnet werden. Die 
Aufwendungen sollen wie bisher für die mitarbei- 
tenden Familienangehörigen zu 87,6 v. H. aus Bun- 
desmitteln finanziert werden. Im Hinblick auf die 
mangelhafte soziale Absicherung der älteren mit- 
arbeitenden Familienangehörigen wurde dieser Weg 
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der freiwilligen Versicherung von den Koalitions- 
fraktionen als nicht ausreichend angesehen. Die von 
den Koalitionsfraktionen angestrebte Pflichtver- 
sicherung der älteren mitarbeitenden Familienange- 
hörigen in der Altershilfe für Landwirte trage der 
sozialen Verantwortung der Unternehmer für die in 
ihrem Bereich Tätigen Rechnung. Die mitarbeitenden 
Familienangehörigen sind bisher nur in geringem 
Maße sozial abgesichert. Deshalb ist es nach Auf- 
fassung der Fraktionen der SPD und FDP auch ge- 
rechtfertigt, der Solidargemeinschaft und nicht der 
Allgemeinheit die Kosten der Alterssicherung dieses 
Personenkreises im Gesetz über eine Altershilfe für 
Landwirte, soweit sie mit diesem Gesetzentwurf neu 
normiert wird, anzulasten. 

Mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen wurden 
alle Anträge der CDU/CSU-Fraktion abgelehnt und 
die entsprechenden Änderungsanträge der Koali- 
tionsfraktionen angenommen. 

Weitere Änderungsanträge der Koalitionsfraktio- 
nen, die einstimmig im Ausschuß angenommen wur- 
den, zielen darauf ab, 

— in der Altershilfe für Landwirte 

die bei der Ermittlung des Flächenwerts (§ 1 Abs. 6 
GAL) notwendige Bewertung der forstwirtschaft- 
lichen Nutzung an die neueren Werte anzupassen, 

die im übrigen Bereich der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung bereits mit dem 20, Rentenanpassungsge- 
setz bzw. dem Rehabilitations-Angleichungsgesetz 
von 1974 getroffenen Regelungen über den Aus- 
schluß der Gewährung medizinischer Rehabilita- 
tionsmaßnahmen an Beamte bzw. der Taschengeld- 
gewährung während medizinischer Rehabilitations- 
maßnahmen zu übernehmen und entsprechende 
Ubergangsregelungen zu treffen (Artikel 2 § 9 a 
Abs. 6 des Gesetzes zur Neuregelung der Alters- 
hilfe für Landwirte), um Härtefälle zu vermeiden, 

die übrigen Übergangsregelungen an den veränder- 
ten Termin des Inkrafttretens anzupassen und für 
Empfänger von Rentenleistungön nach dem Gesetz 
über eine Altershilfe für Landwirte, die zum Zeit- 
punkt des Inkrafttretens ein Unternehmen der Fluß- 
Und Seenfischerei oder Imkerei betreiben, eine Über- 
gangsregelung zu treffen (Artikel 2 § 9a Abs. 5 des 
Gesetzes zur Neuregelung der Altershilfe für Land- 
wirte), 

— in der Krankenversicherung der Landwirte 

Fälle, in denen Mutterschaftsgeld in Höhe des Kran- 
kengeldes gezahlt wird, in die Zuschußregelung aus 
Mitteln des Bundes einzubeziehen, 

sicherzustellen, daß die Träger der Rentenversiche- 
rung in gleichem Maße wie bisher für Altersgeld- 
empfänger, die zugleich eine Rente aus der Renten- 
versicherung beziehen, Beiträge an die landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen entrichten, 

die Selbstverwaltung zu ermächtigen, die Beitrags- 
. höhe für mitarbeitende Familienangehörige durch 
Satzungsrecht innerhalb vorgegebener Grenzen 
selbst festzusetzen. 


— im Gesetz über die Errichtung einer Zusatzver- 
sorgungskasse für Arbeitnehmer in der Landwirt- 
schaft 

eine Gleichbehandlung von Empfängern einer tarif- 
vertraglichen und einer entsprechenden privatrecht- 
lichen Beihilfe bei der Kürzung der Ausgleichslei- 
stung herbeizuführen, ohne laufende Fälle zu erfas- 
sen. 

Grundsätzlich soll das Gesetz zum 1. Juli 1980 in 
Kraft treten, die übrigen Änderungen zum Inkraft- 
treten folgen aus den entsprechenden materiellen 
Änderungsanträgen. 

Der Ausschuß hat bei unterschiedlichen Stimmenver- 
hältnissen zu Einzelvorschriften den Gesetzentwurf 
im ganzen mit den aus Abschnitt IV ersichtlichen 
Änderungen mit der Mehrheit der Stimmen der Re- 
gierungskoalition beschlossen. 


IV. Zu den einzelnen Vorschriften 

Soweit die Vorschriften des Regierungsentwurfs un- 
verändert übernommen wurden, wird auf die Be- 
gründung zum Regierungsentwurf — Drucksache 
8/2844 — - verwiesen. 

Die Änderungen des Regierungsentwurfs gehen auf 
Anträge der Fraktionen der SPD und FDP zurück. 
Eine Darstellung der Stimmenverhältnisse bei der 
Abstimmung über die einzelnen geänderten Vor- 
schriften erfolgt nur, soweit diese nicht mit den 
Stimmen aller drei Fraktionen gebilligt wurden. 

Zu Artikel 1 (Achtes Gesetz zur Änderung des Ge- 
setzes über eine Altershilfe für Landwirte) 

Zu Nummer 1 (§ 1 GAL) 

Die Änderung in Nummer 1 Buchstabe d (§ 1 Abs. 6 
GAL) trägt dem auf Grund einer aktuellen statisti- 
schen Erhebung des Statistischen Bundesamtes er- 
mittelten durchschnittlichen Hektarwert bei forst- 
wirtschaftlicher Nutzung Rechnung. 

Zu Nummer 4 (§ 3 b GAL) 

Die Änderung des § 3 b Abs. 1 Buchstabe c trägt den 
bisher vorgebrachten Schwierigkeiten der Praxis 
Rechnung, ohne das sozialpolitische Ziel der Rege- 
lung zu verändern. Sie berücksichtigt die ständige 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, wonach 
das bäuerliche Ehepaar wirtschaftlich als Einheit 
anzusehen ist, so daß sich in der Verwaltungspraxis 
Schwierigkeiten hinsichtlich der Feststellung erge- 
ben könnten, wer von beiden Ehegatten überwie- 
gend den Unterhalt der Familie bestritten hat. Des- 
halb muß die landwirtschaftliche Alterskasse, wenn 
sie von der Zahlung eines Hinterbliebenengeldes 
absehen will, den Ausnahmetatbestand, daß der 
hinterbliebene Ehegatte den Unterhalt der Familie 
überwiegend bestritten hatte, behaupten und bewei- 
sen. 

Die mit Mehrheit beschlossene Änderung des Buch- 
staben d in § 3 b Abs. 1 setzt die Altersgrenze des 
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Kindes bei der Gewährung von Hinterbliebenen- 
geld abweichend vom Regierungs entwurf entspre- 
chend der grundsätzlichen Verfahrensweise der Ren- 
tenversicherungsträger bei der vergleichbaren Er- 
ziehungsrente (§ 1265 a RVO) auf das 16. Lebens- 
jahr fest. Danach wird in aller Regel eine Erwerbs- 
tätigkeit des überlebenden Ehegatten als zumutbar 
angesehen. 

Zu Nummer 6 Buchstabe f (§ 4 Abs. 5 GAL) 

Die Änderung war notwendig, weil die Übergangs- 
hilfe nach dem Ergebnis der Ausschußberatung nur 
gewährt werden soll, wenn bestimmte Einkommens- 
grenzen nicht überschritten werden; dabei werden 
auch Renten- und Versorgungsbezüge nach beamten- 
rechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen berück- 
sichtigt. Infolgedessen wurde von einer Kürzung der 
Übergangshilfe — im Unterschied zu sonstigen lau- 
fenden Leistungen des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte — bei gleichzeitiger Zahlung 
von Renten- und Versorgungsbezügen abgesehen. 

Zu Nummer 7 a (§ 6 Abs. 2 a GAL) 

Die Änderung ist zur Gleichbehandlung im Rahmen 
der gesetzlichen Rentenversicherung, der auch die 
Altershilfe für Landwirte zuzuordnen ist, geboten. 
Der Ausschluß von medizinischen Rehabilitations- 
maßnahmen an landwirtschaftliche Unternehmer 
oder deren Ehegatten, die selbst Beamte sind oder in 
einem Arbeitsverhältnis mit beamtenähnlicher Ver- 
sorgung stehen oder entsprechende Versorgungs- 
bezüge erhalten, schließt sich an den für den übrigen 
Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung bereits 
mit dem 20. Rentenanpassungsgesetz getroffenen 
Ausschluß der Gewährung medizinischer Rehabilita- 
tionsmaßnahmen an Beamte an, um Doppelversor- 
gungen zu vermeiden. Soweit aus einem öffentlich- 
rechtlichen Dienstverhältnis kein Anspruch auf Ver- 
sorgung besteht, wie bei Beamten auf Widerruf nach 
§ 5 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes, bleibt — 
wie auch nach der Regelung des 20. Rentenanpas- 
sungsgesetzes in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung — der Anspruch auf Rehabilitationsleistungen 
nach den rentenversicherungsrechtlichen Vorschrif- 
ten unberührt. Allerdings werden die spezifischen 
Hilfen der Altershilfe für Landwirte, die Betriebs- 
oder Haushaltshilfe, auch dann bereitgestellt, wenn 
z. B. dem Unternehmer, der zugleich Beamter ist, 
eine stationäre Heilbehandlung bzw. ein Zuschuß 
hierzu aus seinem Beamtenverhältnis bewilligt wird. 
(§ 7 Abs. 3 Satz 2 GAL, vgl. Nr. 7 b Buchstabe b). 

Die Regelung betrifft die Fälle nicht, in denen be- 
reits am Tage vor der Verkündung dieses Gesetzent- 
wurfs über Anträge auf Leistungen entschieden wor- 
den ist. 

Zu Nummer 7 b (§ 7 GAL) 

Die Änderung in § 7 Abs. 2 Satz 2 GAL stellt eine 
Angleichung im Rahmen der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung sicher, da die Altershilfe für Landwirte 
Teil der gesetzlichen Rentenversicherung ist. Für die 
Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten 
sowie die knappschaftliche Rentenversicherung 


wurde bereits mit dem Rehabilitations-Anglei- 
chungsgesetz bestimmt, daß neben dem zur Deckung 
des Lebensunterhalts gewährten Übergangsgeld 
keine weiteren Geldleistungen, wie Taschengeld, 
gewährt werden dürfen. Dies wird nunmehr aus- 
drücklich auch in der Altershilfe für Landwirte klar- 
gestellt; in diesem Sozialleistungsbereich wird statt 
Übergangsgeld Betriebs- oder Haushaltshilfe zur 
Weiterführung des landwirtschaftlichen Unterneh- 
mens gewährt, weil auf diese Weise der Lebens- 
unterhalt und Lebensbedarf weiterhin aus dem land- 
wirtschaftlichen Unternehmen gedeckt werden kann. 
Die Zitierung des § 1242 RVO ist eine redaktionelle 
Folgeänderung zu § 1237 b Abs. 1 Nr. 6 RVO. 

Die Änderung in § 7 Abs. 3 GAL gewährleistet, daß 
die spezifischen Hilfen der Altershilfe für Landwirte, 
die Betriebs- oder Haushaltshilfe, auch gestellt wer- 
den, wenn der zugleich als Beamter tätige Unterneh- 
mer eine stationäre Heilmaßnahme oder einen Zu- 
schuß hierzu aus seinem Beamtenverhältnis bewil- 
ligt erhält. 

Zu Nummer 8 (§ 8 GAL) 

Zur weiteren Verstärkung der Hilfen bei Weiter- 
führung des landwirtschaftlichen Unternehmens soll 
Betriebs- oder Haushaltshilfe auch dann gewährt 
werden, wenn kein Kind im Haushalt des hinterblie- 
benen Ehegatten lebt. 

In dieser Hilfe wird eine grundsätzliche Entschei- 
dung zugunsten der Klein- und Mittelbetriebe, ins- 
besondere der großen Zahl von Familienbetrieben, 
gesehen. Die Hilfe kann unter Berücksichtigung der 
Ertragskraft des Unternehmens und der Dauer der 
Inanspruchnahme der Leistung auch ohne Selbstbe- 
teiligung erbracht werden (§ 8 Abs. 2 GAL). Das 
Gesetz bestimmt lediglich die Obergrenze der Selbst- 
beteiligung, d. h. sie darf 50 v. H. der entstandenen 
Aufwendungen nicht überschreiten. Der Ausschuß 
geht davon aus, daß die Sozialleistungsträger ihre 
bisherigen Bemühungen verstärkt fortsetzen, diese 
auch aus arbeitsmarktpolitischen Gründen wichtige 
Hilfe durch Bereitstellung entsprechender Fachkräf- 
te auszubauen. 

Zu Nummer 8 a (§ 9 Äbs. 1 GAL) 

Die Änderung trägt der Einschränkung der Bewilli- 
gung von gesundheitsfördernden Maßnahmen an 
Beamte und ihre Angehörigen in § 1305 RVO, § 84 
AVG, § 97 RKG Rechnung und folgt aus der Ände- 
rung zu § 6 Abs. 2 a GAL (vgl. Nummer 7 a des Ent- 
wurfs). 

Zu Nummer 9 (§ 9 a GAL) 

Die Änderung wurde mit den Stimmen der Koali- 
tionsfraktionen beschlossen. Ziel des Gesetzentwurfs 
ist es, der Familie des verstorbenen Unternehmers 
das Unternehmen als Existenzgrundlage zu erhalten. 
Deshalb wird eine Übergangshilfe zur unmittelbaren 
Weiterbewirtschaftung des Unternehmens des Ver- 
storbenen bereitgestellt, die gegenüber dem Regie- 
rungsentwurf zeitlich ausgedehnt wird; Betriebe mit 
einem Wirtschaftswert von mehr als 25 000 DM sind 
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ausgeschlossen, weil sie auf eine so weitreichende 
Übergangshilfe nicht angewiesen sind. Es soll im 
übrigen nur den hinterbliebenen Ehegatten eine 
Übergangshilfe gezahlt werden, die kein ausreichen- 
des Einkommen oder keine entsprechende Rente 
oder Pension beziehen. Dabei ist die Summe aus 
Einkommen und Entgelt maßgebend, wenn sowohl 
eine Beschäftigung als auch Erwerbstätigkeit ausge- 
übt wird; das gleiche gilt bei Bezug mehrerer Renten 
oder von Renten und Versorgungsbezügen. Das 
Arbeitseinkommen umfaßt auch alle tatsächlich nach 
§ 4 Abs. 1 und 3 des Einkommensteuergesetzes er- 
mittelten Gewinne aus land- und forstwirtschaft- 
licher Tätigkeit; insoweit wird bei Betrieben, deren 
Einkommen ganz oder teilweise geschätzt wird, das 
Einkommen ebenfalls nach § 4 Abs. 1 und 3 des Ein- 
kommensteuergesetzes ermittelt Das gleiche gilt bei 
Gemischtbetrieben für Gewinne aus Sonderkulturen, 
die dem Durchschnittssatzgewinn zugeschlagen wer- 
den (§ 13 a Abs. 6 des Einkommensteuergesetzes). 
Im übrigen wird der Einkommenssituation der Be- 
triebe dadurch Rechnung getragen, daß nur Betriebe 
mit einem Wirtschaftswert bis 25 000 DM erfaßt 
werden. 

Zu Nummer 11 Buchstabe c (§ 10 Abs. 3 GAL) 

Im Hinblick auf das vom Bundestag inzwischen ver- 
abschiedete Sozialgesetzbuch — Verwaltungsver- 
fahren — werden die vorgesehenen gleichlautenden 
Änderungen in diesem Gesetzentwurf gestrichen. 

Zu Nummer 11 Buchstaben f und g (§ 10 Abs. 6, 6 a 
GAL) 

Die Änderung in § 10 Abs. 6 Satz 1 GAL ist notwen- 
dig, weil die Übergangshilfe bei Abgabe des Unter- 
nehmens entfällt. Die Ergänzung in § 10 Abs. 6 
Satz 2 GAL entspricht einem Antrag des Bundes- 
rates; sie stellt klar, daß die Regelung des § 10 
Abs. 6 Satz 1 auch auf Mitunternehmer eines land- 
wirtschaftlichen Unternehmens, Gesellschafter einer 
Personenhandelsgesellschaft oder Mitglieder einer 
juristischen Person, die ein Unternehmen der Seen- 
und Flußfischerei oder Imkerei betreiben, Anwen- 
dung findet. 

§10 Abs. 6 a GAL mußte geändert werden, weil die 
Übergangshilfe über ein Jahr hinaus, d. h. nach Auf- 
fassung der Koalitionsfraktionen bis zur Vollendung 
des 16. Lebensjahres des Kindes, gezahlt werden 
soll. Ein völliger Wegfall der Leistung bei gleich- 
zeitigem Bezug von Lohnersatzleistungen erschien 
daher nicht mehr gerechtfertigt. 

Zu Nummer 11 Buchstabe i (§ 10 Abs. 8 GAL) und 
Nummer 13 Buchstabe b (§ 12 Abs. 5 GAL) 

Vgl. zu Nummer 11 Buchstabe c 
Zu Nummer 14 (§ 13 GAL) 

Der Antrag wurde mit den Stimmen der SPD und 
der FDP beschlossen. Die Aufwendungen für Lei- 
stungen an mitarbeitende Familienangehörige nach 


§ 40 a sollen über Beiträge der Solidargemeinschaft 
finanziert werden. 

Zu Nummer 17 (Überschrift zu § 19 GAL) 

Vgl. zu Nummer 11 Buchstabe c 

Zu Nummer 21 (§ 27 Abs. 3 GAL) 

Die Änderung ist notwendig, weil die Übergangs- 
hilfe nur noch bei Weiterführung des Unternehmens 
gezahlt wird. 

Zu Nummern 22, 26, 27, 30, 31 Buchstabe b (§ 27 a 
Abs. 1, §§ 31, 32, 39, 40 Abs. 4 GAL) 

Vgl. zu Nummer 11 Buchstabe c 
Zu Nummer 31 a (§ 40 a GAL) 

Die mit den Stimmen der SPD und FDP bei Stimm- 
enthaltung der Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion 
beschlossene Änderung trägt der in dem Prüfungs- 
begehren des Bundesrates zum Ausdruck gebrachten 
Sorge um die soziale Absicherung der älteren mit- 
arbeitenden Familienangehörigen Rechnung. Sie 
steht andererseits nicht der sozialpolitisch wün- 
schenswerten Regelung entgegen, daß dieses soziale 
Problem grundsätzlich durch den Abschluß von Ar- 
beitsverträgen und die damit verbundene Pflicht- 
versicherung in der Rentenversicherung gelöst wer- 
den muß. Denn die vorgeschlagene Änderung erfaßt 
nur die Fälle, in denen der Weg über die gesetzliche 
Rentenversicherung nicht mehr zu einer Altersver- 
sorgung der mitarbeitenden Familienangehörigen 
führt. Wegen der Finanzierung dieser Altersgelder 
durch die Solidargemeinschaftschaft ist eine zusätz- 
liche Belastung des Bundes damit nicht verbunden. 

Zu Nummer 36 (§ 48 Abs. 2 GAL) 

Vgl. zu Nummer 1 1 Buchstabe c 

Zu Artikel 2 (Artikel 2 § 9 a des Gesetzes zur Neu- 
regelung der Altershilfe für Landwirte) 

§ 9 a Abs. 5 und 6 dient der Vermeidung von Härten; 
im übrigen sind die Änderungen Anpassungen an 
den Termin des Inkrafttretens zum 1. Juli 1980. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Ersten Buches Sozial- 
gesetzbuch) 

Die Änderungen in Buchstaben a, c, d und e des § 23 
Abs. 1 Nr. 2 sowie in § 29 Abs. 1 SGB I sind redak- 
tionelle Folgeänderungen zur Einführung neuer Lei- 
stungen an Hinterbliebene in der Altershilfe für 
Landwirte. Die übrigen Änderungen tragen dem 
Grundsatz Rechnung, daß keine dem Grunde nach 
befristeten, sondern nur die grundsätzlichen Lei- 
stungsarten der einzelnen Sozialleistungsbereiche im 
Sozialgesetzbuch — Allgemeiner Teil — aufgeführt 
werden; deshalb werden das Altersgeld an frühere 
Ehegatten und mitarbeitende Familienangehörige 
sowie die nach § 41 GAL bis zum 31. Dezember 
1982 befristete Landabgaberente nicht mehr aufge- 
führt. 


36 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/4128 


Zu Artikel 4 (Gesetz über die Krankenversicherung 
der Landwirte) 

Zu Nummer 2 a (§ 31 KVLG) 

Die Änderung stellt sicher, daß Fälle, in denen Mut- 
terschaftsgeld in Höhe des Krankengeldes gezahlt 
wird, in die Zuschußregelung aus- Mitteln des Bun- 
des einbezogen werden. Dies entspricht der Rege- 
lung in der Reichsversicherungsordnung. 

Zu Nummer 6 (§ 48 KVLG) 

Die Änderung in § 48 Abs. 1 Nr. 3 ist eine Anpas- 
sung an die Änderung des § 2 Abs. 1 Nr. 2 KVLG 
(Artikel 4 Nr. 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb). 

Zu Nummern 8 a und 9 a (§ 57 Abs. 1, § 60 Abs. 1 
KVLG) 

Die Änderung ist eine Anpassung an die Änderung 
der §§ 414 b und 414 f RVO durch Artikel II § 4 
Nr. 4 a und 4 c des Entwurfs eines Sozialgesetz- 
buchs (SGB) — Verwaltungs verfahren — (Druck- 
sache 8/2034). 

Zu Nummer 12 (§ 63 KVLG) 

Nach geltendem Recht leisten die Träger der Ren- 
tenversicherung Beiträge für die in § 165 Abs. 1 
Nr. 3 RVO bezeichneten Rentner, die nach § 2 
Abs. 1 Nr. 4 oder 5 KVLG versichert sind. Da die 
Vorschrift des § 165 Abs. 1 Nr. 3 RVO auf Grund des 
Krankenversicherungs-Kostendämpfungsgesetzes ab 
1. Juli 1978 nur noch einen begrenzten Rentnerkreis 
erfaßt, ist die Bezugnahme auf diese Vorschrift nicht 
mehr möglich. Die Änderung stellt deshalb sicher, 
daß die Träger der Rentenversicherung im gleichen 
Maße wie bisher Beiträge an die landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen entrichten. 

Zu Nummer 14 (§ 65 KVLG) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Nummer 15 (§ 66 KVLG) 

Die landwirtschaftlichen Krankenkassen werden 
durch die Änderung in § 66 Abs. 1 Satz 1 KVLG er- 
mächtigt, die Beitragshöhe für mitarbeitende Fa- 
milienangehörige durch Satzungsrecht innerhalb 
vorgegebener Grenzen selbst festzusetzen. 

§ 66 Abs. 1 Satz 3 KVLG ist danach nicht mehr er- 
forderlich. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Gesetzes über die Er- 
richtung einer Zusatzversorgungskasse für Arbeit- 
nehmer in der Land- und Forstwirtschaft 
— ZVALG — ) 

Zu Nummern 1, 2 und 3 (§ 4 Abs. 3, §§ 7, 10 Abs. 1 
ZVALG) 

Im Hinblick auf das vom Bundestag inzwischen ver- 
abschiedete Sozialgesetzbuch — Verwaltungs ver- 
fahren — werden die vorgesehenen gleichlautenden 
Änderungen in diesem Gesetzentwurf gestrichen. 


Zu Nummer 4 (§ 12 ZVALG) 

Für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft 
sollen für die Feststellung der für die Ausgleichs- 
leistung notwendigen Voraussetzung von 180 Ka- 
lendermonaten keine Nachteile daraus entstehen, 
daß bisher als Ausfallzeiten zählende Tatbestände 
(Rehabilitation, Arbeitslosigkeit) in der gesetzlichen 
Rentenversicherung zu Beitragszeiten geworden 
sind. Im übrigen werden im Hinblick auf das vom 
Bundestag inzwischen verabschiedete Sozialgesetz- 
buch — Verwaltungs verfahren — die vorgesehenen 
Änderungen in diesem Gesetzentwurf gestrichen. 

Zu Nummer 5 (§ 14 ZVALG) 

Die Änderung stellt sicher, daß derjenige Arbeit- 
nehmer in der Land- und Forstwirtschaft, der neben 
der Ausgleichsleistung noch (außerhalb einer tarif- 
vertraglichen Regelung) eine privatrechtliche Zusatz- 
versorgung erhält, ebenfalls von der Kürzungsvor- 
schrift des § 14 Abs. 3 ZVALG erfaßt wird. Im übri- 
gen dient die Änderung der Klarstellung, daß unab- 
hängig von der Höhe und der Gewährung einer Bei- 
hilfe aus tarifvertraglicher oder entsprechender pri- 
vatrechtlicher Vereinbarung (§ 4 Abs. 3 des Tarif- 
vertrages über eine Zusatzversorgung der Arbeit- 
nehmer in der Land- und Forstwirtschaft vom 
20. November 1973) in allen Fällen eine Kürzung 
der Ausgleichsleistung um mindestens 2,50 DM bzw. 
1,50 DM je 12 Monate der Beschäftigung als land- 
wirtschaftlicher Arbeitnehmer seit 1. Juli 1972 vor- 
zunehmen ist. Laufende Fälle sind nach Artikel 10 
Abs. 3 des Gesetzentwurfs von der Neuregelung 
nicht betroffen. 

Zu Nummer 6 (§ 15 ZVALG) 
vgl. zu Nummern 1, 2 und 3. 

Zu Artikel 10 

Absatz 1 regelt das Inkrafttreten zum 1. Juli 1980. 
Absatz 2 regelt die Ausnahmen: 

— Streichung von Artikel 5 Nr. 4 Buchstabe a, da 
die Vorschrift entfällt; 

— Einbeziehung des Artikels 1 Nr. 14 und Nr. 31 a 
(lückenloser Anschluß an die bisherige Regelung 
für mitarbeitende Familienangehörige) ; 

— Einbeziehung des Artikels 2 dieses Gesetzes 
(gleichzeitiges Inkrafttreten der Neuregelung für 
die Landabgaberente und der Übergangsvor- 
schrift hierzu) gemäß einem Änderungsvorschlag 
des Bundesrates; 

— Einbeziehung des Artikels 4 Nr. 15 (Beitragsre- 
gelung für mitarbeitende Familienangehörige in 
der landwirtschaftlichen Krankenversicherung). 

Absatz 3 nimmt laufende Fälle von der Neufassung 
der Kürzungs Vorschrift aus. Für die laufenden Fälle 
gilt § 14 Abs. 3 ZVALG in der bis zum 30. Juni 1980 
geltenden Fassung weiter. 
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V. Finanzielle Auswirkungen 

Durch den Gesetzentwurf entstehen Mehrkosten in der Altershilfe für Landwirte, 
der Krankenversicherung der Landwirte und in der Zusatzaltersversorgung der 
Arbeitnehmer der Land- und Forstwirtschaft. 

Im einzelnen handelt es sich um folgende Mehrkosten: 


A. Soziale Sicherung der landwirtschaftlichen Unternehmer 


1. Altershilfe für Landwirte (in Millionen DM) 



1980 

1981 

1982 

1983 

Betriebs- und Haushaltshilfe nach dem Tode eines 
landwirtschaftlichen Unternehmers 

Übergangshilfe 

Hinterbliebenengeld 

Mitarbeitende Familienangehörige 

5,6 11,2 11,9 12,6 

8,3 17,5 18,3 19,4 

9,5 19,8 21,0 22,3 

0,2 3,6 5,0 " 6,5 

insgesamt 

| 23,6 52,1 56,2 60,8 


Die Kosten werden wie folgt gedeckt: 



1980 

1981 

1982 

1983 

Bund 

8,3 

17,3 

18,4 

19,5 

Alterskassen (Solidargemeinschaft) 

15,3 

34,8 

37,8 

41,3 

Der Monatsbeitrag zur Altershilfe für Landwirte er- 





höht sich durch den Gesetzentwurf um DM 

1,90 

4,50 

4,90 

5,40 


Hierbei wird davon ausgegangen, daß die Altershilfe für Landwirte 1980 655 500, 
1981 649 000, 1982 642 000 und 1983 636 000 Beitragszahler haben wird. 


2. Krankenversicherung der Landwirte (in Millionen DM) 



1980 

1981 

1982 

1983 

Mehrkosten der Krankenversicherung der Altenteiler 
wegen Einbeziehung 

a) der Empfänger von Hinterbliebenengeld 

b) der Vollwaisen 

Einbeziehung der Mutterschaftsfälle nach § 28 KVLG 

4,4 9,8 10,4 11,1 

0,2 0,4 0,4 0,4 

0,1 0,1 0,1 0,1 

insgesamt 

4,7 10,3 10,9 11,6 


Diesen Mehraufwand trägt der Bund. 
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B. Soziale Sicherung der land- und forstwirtschaftlichen Arbeitnehmer 

(in Millionen DM) 



1980 

1981 

1982 

1983 

Erhöhung der Ausgleichsleistungen nach dem Gesetz 
über die Errichtung einer Zusatzversorgungskasse 
für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft 

6 

6 

5,6 

5,2 


Diesen Mehraufwand trägt der Bund. 

Die auf den Bund entfallenden Mehrkosten des Entwurfs werden bei der Fort- 
schreibung des Finanzplanes des Bundes berücksichtigt. Länder und Gemeinden 
werden nicht mit Kosten belastet. 

Mehrausgaben gegenüber dem Regierungsentwurf entstehen für den Bund nur 
durch die Neuregelung in Artikel 4 Nr. 2 a (§ 31 KVLG) in Höhe von ca. 100 000 
DM jährlich. Dem steht eine Minderung des Bundesmitteleinsatzes gegenüber den 
Ansätzen des Regierungsentwurfs von ca. 22,4 Mio. DM in 1980, 9,7 Mio. DM 
in 1981, 10,5 Mio. DM in 1982 und 11,1 Mio. DM in 1983 gegenüber, insbesondere, 
weil die Übergangshilfe in der Altershilfe für Landwirte (Artikel 1 Nr. 9) zeitlich 
ausgedehnt und allein aus Beitragsmitteln finanziert wird. Die Verminderung 
der Bundesmittel entsteht bei den Hinterbliebenengeldern (einschließlich Kran- 
kenversicherung der Landwirte), die durch den Anreiz zur Weiterführung des 
Unternehmens durch Zahlung von Übergangshilfe in geringerem Umfang bean- 
sprucht werden dürften. Die erhebliche Minderung der Haushaltsansätze in 1980 
ist zusätzlich durch die beschlossene Hinausschiebung des Inkrafttretens auf den 
1. Juli 1980 bedingt. Im übrigen werden die Mehraufwendungen durch die Solidar- 
gemeinschaft getragen. 


Bonn, den 23. Mai 1980 

Horstmeier 

Berichterstatter 
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